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1 Gesetz zur Vermeidung von Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen 
(Landesantidiskriminierungsgesetz – LADG NRW) 5 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18169 

Ausschussprotokoll 18/1217 (Anhörung vom 05.05.2026) 

Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/20044 
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Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/20117 

– Wortbeiträge 

Der Haushalts- und Finanzausschuss stimmt dem Änderungs-
antrag Drucksache 18/20117 mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimme der AfD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 

Der Haushalts- und Finanzausschusses stimmt dem Gesetz-
entwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen von FDP und AfD zu. 

Der Unterausschuss Personal des Haushalts- und Finanzaus-
schusses stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 18/20117 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der AfD-Fraktion bei 
Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 

Der Unterausschuss Personal des Haushalts- und Finanz-
ausschusses stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 
18/20117 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der AfD-Frak-
tion bei Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und 
AfD zu. 

Der Ausschuss für Gleichstellung und Frauen stimmt dem 
Änderungsantrag Drucksache 18/20117 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimme der AfD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-
Fraktion zu. 
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Der Ausschuss für Gleichstellung und Frauen stimmt dem 
Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen von FDP und AfD zu. 

Der Integrationsausschuss stimmt dem Änderungsantrag Druck-
sache 18/20117 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der 
AfD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 

Der Integrationsausschuss stimmt dem Gesetzentwurf in der 
soeben geänderten Fassung mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

2 Vorstellung der Integrationsarbeit des Westdeutschen Handwerks-
kammertags 28 

– Gespräch mit Dr. Florian Hartmann (Westdeutscher Handwerkskammertag) 

3 Viertes Gesetz zur Änderung des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen 36 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/19715 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen. 

4 Umsetzung der GEAS-Reform in Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch 
der Landesregierung) 37 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5305 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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5 Beschlüsse der 36. GFMK mit Integrations- und Migrationsbezug (münd-

licher Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 38 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

6 Aktueller Sachstand zu Zugängen, Zuweisungen, Unterbringung und 
Versorgung von geflüchteten Menschen in Nordrhein-Westfalen (regel-
mäßige Berichterstattung) 39 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5304 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

7 Verschiedenes 40 

hier: Sitzungstermine 

Der Ausschuss kommt überein, die für den 7. Oktober 2026 
terminierte Sitzung nur bei Bedarf durchzuführen und die für den 
11. November 2026 terminierte Sitzung entfallen zu lassen. 

* * * 
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1 Gesetz zur Vermeidung von Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen (Lan-

desantidiskriminierungsgesetz – LADG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18169 

Ausschussprotokoll 18/1217 (Anhörung vom 05.05.2026) 

Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/20044 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/20117 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Integrationsausschuss – 
federführend –, den Haushalts- und Finanzausschuss, den Innen-
ausschuss, den Ausschuss für Gleichstellung und Frauen sowie 
den Ausschuss für Heimat und Kommunales am 19.03.2026) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Der mitberatende Ausschuss für Heimat und Kom-
munales hat auf die Abgabe eines Votums verzichtet. Die Fraktion der FDP hat darum 
gebeten, dass über ihren Änderungsantrag Drucksache 18/20044 heute nur diskutiert, 
aber nicht abgestimmt wird. Bei den anstehenden Abstimmungen werden die Stimmen 
der mitberatenden Ausschüsse entsprechend der Fraktionsstärken gewichtet. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich möchte an dieser Stelle diesen, wie ich finde, histori-
schen Moment würdigen. Es handelt sich mit Blick auf das Verhältnis zwischen staat-
lichen Behörden und Bevölkerung um einen Meilenstein zum Schutz von diskriminie-
rungsbetroffenen Menschen. Wir werden das gemeinsam beraten und hoffentlich zu-
sammen mit dem Änderungsantrag von Schwarz-Grün beschließen. 

Ein Drittel der Bevölkerung Nordrhein-Westfalens hat einen sogenannten Migrations-
hintergrund. Das Landesantidiskriminierungsgesetz umfasst aber nicht nur diese Men-
schen, sondern auch weitere, die Diskriminierungsmerkmale tragen, gegebenenfalls 
werden auch intersektional betroffene Menschen einbezogen. 

Das LADG in Berlin existiert seit 2020; vergangenen Monat, am 9. Juni, war ich dort 
zum 20-jährigen Jubiläum des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. Als dort vor-
getragen wurde, welche Bedenken es vor 20 Jahren gab und wie damals der Unter-
gang des Abendlandes verkündet wurde, musste ich direkt an Sie denken, Herr Witzel, 
Herr Nückel. Nichts davon ist eingetreten, in keiner Weise. 
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Warum machen wir das überhaupt? Wir machen das, um eine Schutzlücke zu schlie-
ßen, die AGG bzw. europäische Richtlinien offenlassen. Weil wir ein föderaler Staat 
sind – und das finde ich gut –, kann der Bund nicht alles regeln, vielmehr müssen 
manche Dinge auf Landesebene geregelt werden. Dazu gehört auch dieses Antidis-
kriminierungsgesetz. 

Es gibt allen betroffenen Menschen über das grundgesetzlich garantierte Recht auf 
Diskriminierungsfreiheit hinaus ein Instrumentarium an die Hand, um im Fall der Fälle 
Ansprechpersonen zu haben, sich wehren und letzten Endes Diskriminierungsfreiheit 
erstreiten zu können. 

Mit unserem Änderungsantrag sorgen wir für mehr Rechtsklarheit und Rechtssicher-
heit sowie insbesondere auch für mehr Praktikabilität. Ganz besonders hervorheben 
möchte ich die Ombudsstelle, die als unabhängige Anlaufstelle für Betroffene erste 
Ansprechpersonen zur Verfügung stellt. Daneben gibt es die 42 Antidiskriminierungs-
stellen, die weiterhin beratend tätig sind. Die Ombudsstelle soll beraten, vermitteln und 
möglichst – das ist der springende Punkt – zu außergerichtlichen Lösungen beitragen. 
Das hilft nicht nur den Betroffenen, sondern auch den Behörden und stärkt am Ende 
des Tages das Vertrauen in staatliches Handeln. 

Auch wenn wir über den FDP-Antrag heute nicht abstimmen, will ich dazu noch einige 
Worte verlieren, weil wir ja darüber beraten. Anders als die FDP behauptet, hat es nie 
eine Beweislastumkehr gegeben, auch im ursprünglichen Entwurf nicht. 

(Lachen und Zuruf von Ralf Witzel [FDP]: Absurd!) 

Mit dem Änderungsantrag haben wir klargestellt: Es geht hier um einen Kausalitäts-
nachweis. 

(Kopfschütteln von Ralf Witzel [FDP]) 

Es geht darum, dass wir die Regelungen präzisieren. Erforderlich sind Tatsachen, die 
eine Diskriminierung – um das zu zitieren – „überwiegend wahrscheinlich machen“. 
Dann muss die öffentliche Stelle darlegen, dass kein Verstoß vorliege. Damit schaffen 
wir einen ausgewogenen Ausgleich zwischen effektivem Diskriminierungsschutz und 
berechtigtem Interesse der öffentlichen Verwaltung. 

Auch wenn wir heute nicht darüber abstimmen, kann ich jetzt schon sagen, dass wir 
den Änderungsantrag der FDP ablehnen werden. Diskriminierung passiert nämlich 
eben dort, wo Betroffene keinen Einblick in behördliche Entscheidungsabläufe haben. 

Noch ein paar Worte zum Thema „Verwaltungsaufwand“: Auch das ist sehr klar geregelt. 
Die Behörden haben auch jetzt schon Mechanismen, um mit Beschwerden etc. umge-
hen zu können. Genau dort setzt das LADG an. Es kommt also nicht zu zusätzlichem 
bürokratischen Aufwand. Das LADG dient einzig und allein dazu, Schutzlücken zu 
schließen, Menschen zu schützen, praktikable Verfahren für alle Beteiligten anzubieten. 

Volkan Baran (SPD): Seit vier Jahren diskutieren wir über das Landesantidiskriminie-
rungsgesetz. Ich war sehr froh, dass das damals in den Koalitionsvertrag mit aufge-
nommen worden ist. Als die Grünen noch in der Opposition waren, haben wir das mit 
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ihnen zusammen immer gefordert. Ich möchte allerdings deutlich sagen, dass ich auf 
einen Meilenstein gehofft hatte, aber einen Kieselstein bekam. Da wir hier immer über 
Konsens gesprochen haben, hätte ich mir zudem gewünscht, Frau Ministerin, dass wir 
als Fraktion, als Parlament hätten mitwirken können, schon deshalb, weil wir alle uns 
in dieser Sache in irgendwelchen Gesprächen befinden. 

Es sollen Schutzlücken geschlossen werden. Wir haben ungefähr 5,5 Millionen Men-
schen, die eine internationale Familiengeschichte haben. Die Servicestellen in Nord-
rhein-Westfalen haben 2024 rund 1.050 Berichte entgegengenommen, von denen fast 
48 % den öffentlichen Dienst des Landes betrafen. Der erste Diskriminierungspunkt 
war die Herkunft, der zweite das Geschlecht und der dritte die sexuelle Orientierung. 
Wir sehen, dass in dem Gesetzentwurf wesentliche Merkmale ausgenommen sind. Wir 
hätten uns gewünscht, dass die Kommunen, in denen es am meisten Kontakt mit Bür-
gerinnen und Bürgern gibt, mit hineingenommen worden wären. Wir hätten uns natür-
lich auch eine stärkere Beteiligung von Betroffenenorganisationen gewünscht. 

Der Änderungsantrag hat das eine oder andere geregelt bzw. verbessert. So war es 
für uns wichtig – was ich in meinen Worteiträgen auch immer gesagt habe –, dass 
Beamtinnen und Beamte nicht unter Generalsverdacht gestellt werden. Natürlich gibt 
es in jedem Bereich – wahrscheinlich auch bei uns im Parlament – einige schwarze 
Schafe, die man nun vielleicht identifizieren kann. Durch den Änderungsantrag ist das 
eine oder andere wie gesagt ein bisschen entschärft worden. Wichtig war uns die Om-
budsstelle, weil ich glaube, dass es entscheidend ist, eine solche zu haben. 

Was uns fehlt, Frau Ministerin, ist die Finanzierung. Vielleicht wird hinsichtlich dessen 
ja noch etwas nachgereicht. Ich glaube jedenfalls nicht, dass das mit Bordmitteln or-
ganisiert werden kann. Für unabhängige Stellen muss auch die Finanzierung sicher-
gestellt werden. 

Wir haben also wie gesagt etwas Größeres erwartet, aber ein Spatz in der Hand ist 
immer noch besser als eine Taube auf dem Dach. Wir wollen daran mitwirken, dass 
dieses Antidiskriminierungsgesetz auf Landesebene von einem zahnlosen Tiger zu einem 
Schutzmechanismus wird, der Menschen tatsächlich vor Diskriminierung schützen 
kann. 

(Gönül Eğlence [GRÜNE]: Zahnloser Tiger?) 

Zusammen mit dem Änderungsantrag ist das für uns ein Gesetzentwurf, den wir durch-
aus mittragen können. Wir würden aber für die Zukunft darum bitten bzw. anmahnen, 
nicht nur über einen Integrationskonsens zu sprechen, sondern das Parlament oder 
zumindest diesen Ausschuss bei entsprechenden Gesetzentwürfen auch zu beteili-
gen. So, wie es gelaufen ist, hat es uns nicht gut gefallen. Wir hätten nämlich schon 
das eine oder andere beitragen können. Insofern wäre es wichtig, das Landesantidis-
kriminierungsgesetz gemeinsam weiter ausbauen zu können, sodass es den Men-
schen auch tatsächlich Schutz bietet. 

Ralf Witzel (FDP): Wir stehen jetzt vor der großen Herausforderung, uns bei einem 
Thema, über das man eigentlich ein ganzes Wochenende lang sprechen könnte, auf 
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das Wichtigste fokussieren zu müssen. Das wird angesichts dieses umfangreichen 
Gesetzgebungsverfahrens und all seinen Implikationen nicht ganz einfach, aber ich 
will es dennoch versuchen. 

Wichtig ist es mir, folgende Frage – die ich auch in öffentlichen Äußerungen und in 
Debatten mit der Landesregierung immer aufgeworfen habe – voranzustellen: Was ist 
strittig, und was ist nicht strittig? Nicht strittig ist das Ziel – diese Haltung haben wir 
wohl fraktionsübergreifend; so zumindest habe ich es in den vergangenen Monaten in 
den unterschiedlichen Ausschüssen bzw. Gremien mitbekommen –: Jede real vorlie-
gende Diskriminierung ist eine zu viel, und dem muss nachgegangen werden. Der 
Staat hat selbstverständlich alle Bürger fair und korrekt zu behandeln. Bei eventueller 
Ungleichbehandlung muss also ein sachlicher Differenzierungsgrund vorliegen. 

Das folgt aus dem Grundgesetz, dem allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz und 
ist auch – wenn ich das sagen darf – Kern-DNA der FDP-Landtagsfraktion. Wir haben 
in den vergangenen Jahren viele Debatten geführt, in denen Sie uns vorgeworfen haben, 
dass wir das Prinzip „privat vor Staat“ zu sehr in den Fokus nehmen, einen schwachen 
Staat bevorzugen und Abwehrrechte der Bürger gegen zu viele staatliche Eingriffe 
überbetonen würden. Als Partei blicken wir durchaus kritisch auf den Staat. Wir wollen 
keinen übergriffigen Staat, weder im Steuerrecht noch in der Gesellschaftspolitik. Dass 
man Diskriminierung in den Blick nehmen und bei realen Fällen handeln muss, ist für 
uns aber wie gesagt vollkommen unstrittig. 

Weil wir hier als Opposition eine faire und ehrliche Debatte mit der Koalition führen 
wollen, möchte ich sagen, dass es ebenfalls vollkommen unstrittig ist, dass Sie Verän-
derungen vorgenommen haben, die sich nicht nachteilig auswirken, sondern vielmehr 
an unterschiedlichen Stellen für Präzisierungen bzw. Verbesserungen sorgen. Sie ha-
ben den Gesetzentwurf Drucksache 18/18169 also nicht ignorant eins zu eins so be-
lassen, wie er in das parlamentarische Beratungsverfahren hineingegangen ist, statt-
dessen haben Sie das noch mal angefasst. Ich sage allerdings, dass Sie das auch 
anfassen mussten, da sich auch vonseiten der Koalition benannte Sachverständige in 
der Anhörung zu ausgewählten Punkten dezidiert kritisch geäußert haben. Das gehört 
zu einer fairen Gesamtbewertung ebenfalls mit dazu. 

Hinsichtlich dessen, warum wir dem Gesetzentwurf auch mit den vorgeschlagenen 
Änderungen nicht zustimmen können, möchte ich mich auf die wichtigsten Punkte kon-
zentrieren; für alles Weitere verweise ich auf die Erörterungsgelegenheiten, die wir in 
den vergangenen Monaten hatten. 

Das erste Thema – Sie sprachen es gerade an, Frau Kollegin – ist die Beweislastum-
kehr. Ich finde es sehr bemerkenswert, dass Sie das heute wieder abgestritten haben; 
das zeigt Ihr schlechtes Gewissen. 

(Zuruf von Gönül Eğlence [GRÜNE]) 

Ich habe hier den Gesetzentwurf der Landesregierung aus CDU und Grünen Drucksa-
che 18/18169 vor mir und schlage Seite 14 auf. Dort steht am Ende des zweiten langen 
Absatzes: 
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„Die Beweislast wird insoweit also umgekehrt.“ 

(Zuruf von Gönül Eğlence [GRÜNE]) 

– Frau Kollegin, ich kann Ihnen weitere Vorlagen nennen. Sie hatten nicht die Gele-
genheit, im Unterausschuss Personal des Haushalts- und Finanzausschusses dabei 
zu sein, Ihr Kollege Rock aber schon. Dort haben wir Nachfragen gestellt und Vorlagen 
bekommen, in denen der Mechanismus, wann und wie die Beweislast umgekehrt wird, 
erläutert wird. Dort können Sie nachlesen – als Teil der Serviceopposition kann ich 
Ihnen die Vorlagennummern gleich zur Verfügung stellen –, wie die Beweislastumkehr 
beschrieben wird. Dennoch sagen Sie hier, es habe nie eine Beweislastumkehr gegeben. 

Die Sachverständigen, die in der Anhörung saßen, haben natürlich auch über das ge-
redet, was im Gesetz und den begleitenden Erläuterungen steht, nämlich die Beweis-
lastumkehr; der Sachverständige, der vonseiten der Koalition benannt wurde, hat 
ebenfalls über Beweislastumkehr geredet. Deshalb sage ich Ihnen, Frau Kollegin: 
Wenn ein Tier Schnurrhaare und weiche Pfoten hat und außerdem miaut, ist es eine 
Katze. Selbst wenn Sie dieses Tier nicht als Katze, sondern als Hund definieren – und 
genau das machen Sie –, bleibt es eine Katze. 

(Simon Rock [GRÜNE]: Es kann auch eine Raubkatze sein!) 

Mit dem Änderungsantrag – sollte er beschlossen werden – gibt es weiterhin eine Be-
weislastumkehr. Zwar ist sie nicht voraussetzungslos, gilt nicht in jedem Fall, sondern 
erst, wenn man eine überwiegende Wahrscheinlichkeit vortragen kann, aber dann 
kommt es zu genau dem, was Juristen als Beweislastumkehr bezeichnen: Derjenige, 
gegen den der Vorwurf erhoben wird, muss darlegen, dass er etwas nicht getan habe. 
Das ist – wie wir aus der Anhörung wissen – mit besonderen Voraussetzungen ver-
bunden und wird deshalb in vielen Fällen nicht gelingen. Die Sachverständigen haben 
gesagt, dass derjenige, der die Beweislast trage, das Verfahren verlieren werde. 

Deshalb ist das, was Sie hier vornehmen, so entscheidend. Sie können es bestreiten, 
es umetikettieren; Sie als Grüne können es „Beweislastregel“ oder „Beweislasterleich-
terung“ nennen; Sie können es framen, wie Sie wollen; Sie können jeden Euphemis-
mus ziehen, den Sie noch nicht verwendet haben – es ändert nichts. Die Juristen ha-
ben es Ihnen gesagt: Das, was Sie hier beschreiben, ist eine Beweislastumkehr. 

Warum halte ich das für schwierig? Weil Sie die Beweislastumkehr mit einer Verjäh-
rungsfrist von einem Jahr verbinden. Das bedeutet Folgendes – weil das Lieblingsbei-
spiel der Landesregierung die Polizeikontrolle ist, wollen wir diese hier auch gerne be-
mühen –: 

Jemand ärgert sich über das, was in einer Polizeikontrolle passiert ist. Anschließend 
macht er 364 Tage lang nichts, um dann bei der Polizei vorstellig zu werden und sich 
über einen Verkehrspolizisten zu beschweren, von dem er sich möglicherweise sogar 
den Namen gemerkt hat. Bei einer mitternächtlichen Verkehrskontrolle in der Düssel-
dorfer Altstadt habe er sich diskriminiert gefühlt. Da im Änderungsantrag ja vorgesehen 
ist, nicht nur ein allgemeines Indiz, sondern eine Tatsache benennen zu müssen, 
könnte er beispielsweise folgenden Dialog vortragen: Wo kommen Sie her? – Aus dem 
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Büro. – Nee, wo kommen Sie wirklich her? – Wenn er einen Migrationshintergrund hat, 
kann er dann natürlich sagen, dass das völlig eindeutig sei, weil es sich ja nur diskri-
minierend auf seinen Migrationshintergrund beziehen können. 

(Zuruf von Gönül Eğlence [GRÜNE]) 

Dann muss jemand bewerten, ob es zu 51 % wahrscheinlich ist, dass das der Grund 
war. Der Verkehrspolizist aber, der nach einem Jahr erstmals mit dem Sachverhalt 
konfrontiert wird, hat in der Zwischenzeit Tausende weitere Verkehrskontrollen an 
Hunderten von Orten zu ganz unterschiedlichen Begebenheiten durchgeführt. Er wird 
die Situation, den Grund für den Anhaltevorgang also nicht mehr rekonstruieren kön-
nen. Er müsste demzufolge zu jeder allgemeinen Verkehrskontrolle sehr viel beglei-
tende Dokumentation anlegen, sehr viel Bürokratie aufbauen, weil es ja immer sein 
kann, dass sich binnen 364 Tagen irgendjemand meldet. Wenn es zeitnah geltend 
gemacht würde, etwa zwei Tage nach dem Vorfall, könnte er vielleicht noch sagen: 
Nein, der ist nicht wegen seines Migrationshintergrunds, sondern wegen seiner Fahr-
weise bei diesen Witterungsverhältnissen und seines Verhaltens an einer Ampel an-
gehalten worden. – 364 Tage später aber wüsste er das nicht mehr. 

Die Kombination aus Beweislastumkehr und einjähriger Verjährungsfrist, also dem 
möglicherweise erst dann erfolgenden erstmaligen Vortrag einer Beschwerde, halten 
wir für problematisch. Damit sitzen wir übrigens mit der großen Mehrzahl der Beam-
tenverbände in einem Boot, da diese das ebenfalls kritisch sehen. 

Frau Kollegin, Sie haben außerdem gesagt, dass es darum gehe, eine Schutzlücke zu 
schließen. Das sehen wir nicht so. Wir meinen, dass Sie keine Schutzlücke, sondern 
eine Alimentationslücke schließen wollen, weil es heute möglicherweise noch auf-
wendiger ist für behauptete Diskriminierungen Geld als Entschädigung zu bekommen. 
Sie sind in der Sachverständigenanhörung darauf hingewiesen worden, dass wir ein 
Staatshaftungsrecht hätten, der Staat also reale Benachteiligungen abstellen bzw. ent-
schädigen müsse. So trug der vonseiten der Koalition benannte Sachverständige in 
der Anhörung vor – das können Sie auf Seite 5 des Ausschussprotokolls 18/1217 
nachlesen –: 

„Ein diskriminierendes staatliches Handeln ist ein rechtswidriges staatliches 
Handeln. Die Tatsache, dass die weitaus überwiegende Zahl der deutschen 
Bundesländer ohne ein solches Gesetz auskommt, hat nichts mit legislati-
ver Nachlässigkeit oder legislativer Schludrigkeit zu tun, sondern zeigt eine 
bewusste Beschränkung auf Gesetze, die es braucht und die es eben nicht 
braucht. Dort, wo es kein Gesetz zu geben braucht, braucht es kein Gesetz 
zu geben.“ 

Das ist auch unser Verständnis. Näheres können Sie den schriftlichen Ausführungen 
des Sachverständigen Professor Dr. Gregor Thüsing entnehmen. 

Frau Ministerin Schäffer, weil Sie sich dieses Themas so leidenschaftlich angenom-
men haben, habe ich mich an andere leidenschaftliche Debatten mit Ihnen erinnert. 
Uns verbinden ja ein paar Jahre Parlamentsgeschichte in diesem Hause. Denken Sie 
mal an das, was Sie hier anlässlich der Einführung des Polizeibeauftragen vorgetragen 
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haben. Sie sagten, dass es aus Sicht der Grünen strukturelle Diskriminierung gebe, 
die auch bei der Polizei festzustellen sei. Deshalb wäre es schön, einen zusätzlichen 
Polizeibeauftragten einzuführen, damit Menschen, die diskriminierende Erfahrungen 
mit der Polizei gemacht hätten, sich an diesen wenden könnten. 

Braucht es zusätzlich zu dem Ansprechpartner, den wir vorher schon hatten, einen 
parlamentarisch gewählten Polizeibeauftragten, der sich darum kümmert? Brauchen 
wir noch ein Gesetz? Brauchen wir einen Riesenkomplex von NGOs, die sich in diese 
Fragen einmischen? Brauchen wir eine Landesantidiskriminierungsstelle? Was brau-
chen wir noch alles? War das, was Sie uns in dieser Legislaturperiode aufs Auge ge-
drückt haben, was Sie von Ihrem Koalitionspartner verlangt haben, mitzumachen, so 
wenig wirksam? 

Angesichts dessen, was Sie, Frau Schäffer, in der plenaren Fragestunde vorgetragen 
haben, frage ich Sie außerdem: Wie sehen Sie das eigentlich bei Ihrem Kollegen, dem 
grünen Ministerpräsidenten Cem Özdemir? Ich glaube nicht, dass er ein mangelndes 
Problembewusstsein hinsichtlich der Fragestellungen hat, um die es hier geht, aber 
eine solche landesgesetzliche Initiative hält er für nicht erforderlich, genau wie sein 
Vorgänger Winfried Kretschmann. Beachten diese grünen Spitzenfunktionsträger die 
Schutzlücken nicht? Ist denen das alles egal? Gibt es eine große Nachlässigkeit bei 
den grünen Regierungsverantwortlichen in anderen Bundesländern? Ich jedenfalls 
würde ihnen das nicht unterstellen. 

Zum Thema „Bürokratieaufbau“: Wie Ihr Sachverständiger schon sagte, braucht es 
keine Gesetze, die es nicht braucht. Sie als Regierung, als Koalition aus CDU und 
Grünen loben sich in Sonntagsreden gerne für Staatsmodernisierung und dafür, was 
Sie in diesem Land alles an Vorschriften abschaffen, an Bürokratie zurückfahren woll-
ten. Nun aber bauen Sie massenhaft neue Bürokratie auf. Das ist nicht gut, das halten 
wir für überflüssig. Wir sehen, dass Strukturen in der Praxis gewirkt haben. Wir sind 
wie gesagt entschieden gegen Diskriminierung. 

(İlayda Bostancıeri [GRÜNE]: Merkt man nicht!) 

– Frau Kollegin, ich habe in verschiedenen Sitzungen des UA P danach gefragt; Kol-
lege Rock wird Ihnen das bestätigen können, er war Zeuge. Uns wurde dort berichtet, 
dass es natürlich einzelne Fälle von Diskriminierung gebe; das bestreitet auch nie-
mand. 

(Gönül Eğlence [GRÜNE]: Nicht nur einzelne!) 

Frau Ministerin, wir haben in den vergangenen Jahren beispielsweise über höchst 
problematische, auch strafrechtlich relevante Chatgruppen geredet. All das gibt es. Es 
gibt einzelne Bedienstete, die sich nicht rechtsstaatsgemäß verhalten, und gegen sie 
muss vorgegangen werden. Die Landesregierung hat uns in verschiedenen Berichten 
für den UA P dieses Hohen Hauses mitgeteilt, dass sie in all diesen Fällen konsequent 
handle. Sie leite Disziplinarverfahren ein, und in wenigen Einzelfällen, bei denjenigen 
Beamten, die sich von der breiten Masse derer unterschieden, die Recht und Gesetz 
jeden Tag sehr gewissenhaft und pflichtbewusst umsetzten und sich bei ihrem Handeln 
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innerlich zutiefst an die rechtsstaatlichen Grundsätze gebunden fühlten, komme es 
auch zu Entfernungen aus dem Dienst. 

Deshalb verstehen wir die Berufsverbände sehr gut, die in weit überwiegender Mehr-
zahl vortragen, dass sie das als ein Misstrauensgesetz empfänden, was sie mit Blick 
auf die tatsächlichen Vorfälle nicht für gerechtfertigt hielten. Zudem wollten sie nicht 
so viel Dokumentation anlegen müssen, nur weil Beschwerden unterhalb des Promil-
lebereichs aufträten. 

Was wird dieses Gesetz in der Praxis bewirken? Ich weiß es nicht, weil Prognosen 
sehr schwierig sind. Ich kann Ihnen aber sagen, was viele Landesbeamte mir in Ge-
sprächen berichtet haben: Sie würden versuchen, zukünftige Beschwerden dieser Art, 
die für sie dienstlich, was Beförderungen etc. angehe, nicht vorteilhaft seien, dadurch 
zu vermeiden, dass sie ihre Arbeit anders verrichteten, als sie das bislang täten. Sie 
werden also weniger Zeit für rechtsstaatliches Handeln, aber dafür mehr Zeit für die 
Dokumentation dessen aufwenden, was sie tun. 

(Widerspruch von Gönül Eğlence [GRÜNE]) 

– Wenn Sie das bestreiten, haben Sie bei der Anhörung nicht zugehört und die Zu-
schriften nicht gelesen. 

(Gönül Eğlence [GRÜNE]: Sie auch nicht!) 

Sie werden also im Zweifel das, was gebotenes staatliches Handeln ist, etwas weniger 
praktizieren und stattdessen mehr Zeit für Dokumentation aufwenden, mehr Fälle in 
der Breite anlegen, um sich, sollte es später Beschwerden geben, hinsichtlich dessen 
exkulpieren zu können, dass bestimmte Gruppen in einen besonderen Betrachtungs-
fokus geraten seien. Das schwächt – so haben es die Berufsvertreter vorgetragen – 
die Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes. 

Ich komme zu meinen abschließenden Fragen an die Landesregierung: Wer hat den 
von Schwarz-Grün vorgelegten Änderungsantrag zum Gesetzentwurf geschrieben? 

(Ministerin Verena Schäffer [MKJFGFI] hält Rücksprache.) 

– Frau Ministerin? Frau Ministerin Schäffer? Ich würde Sie bitten, mir diese Frage zu 
beantworten. Ist der Änderungsantrag von CDU und Grünen Drucksache 18/20117, 
der für die heutige Sitzung vorliegt, von den Koalitionsfraktionen oder vom Ministerium 
geschrieben worden? Wir haben ein Anrecht darauf, dass Sie das hier beantworten. 

Da Sie es für so wichtig halten, eine vermeintliche Schutzlücke zu schließen: Warum 
ist es Ihnen dann kein Anliegen, dass auch für den kommunalen Bereich vorzusehen, 
in dem es ja sehr viele unmittelbare Konfrontationssituationen mit den Bürgern gibt? 
Sind hinsichtlich dessen die Pflichten ausschlaggebend, die sich aus dem Konnexi-
tätsprinzip ergeben, weil Sie die Bürokratiekosten, die das verursacht, nicht überneh-
men wollen? Was ist der fachliche Grund, warum Sie dort keine Schutzlücke sehen, 
sondern nur beim Land? 

Als Ihre Vorgängerin als Ministerin, Josefine Paul, das LADG nach Beschlussfassung 
in der Kabinettspressekonferenz vorstellte, brachte sie fiktive Beispiele und nannte 
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auch die Polizeikontrollen. Was ändert sich in der Praxis, wenn der Änderungsantrag 
und der Gesetzentwurf verabschiedet werden? Inwiefern werden derartige Fälle recht-
lich dann anders behandelt als bislang? Wie wird denjenigen Menschen, die bislang 
keine Möglichkeiten hatten, ihre Interessen rechtlich zu verfolgen, dann geholfen? 

Peter Blumenrath (CDU): Ich bin sehr gespannt, ob all das in der plenaren Diskussion 
auf fünf Minuten komprimiert dargelegt werden kann. 

(Lachen von Gönül Eğlence [GRÜNE]) 

Ich finde es aber gut, dass auch seitens der FDP betont wurde, dass der Schutz vor 
Diskriminierung ein sehr relevanter Teil eines starken Rechtsstaates ist. Wir versu-
chen, zu eruieren, was in diesem Feld die richtigen Maßnahmen sind, um erstens den 
Schutz vor Diskriminierung zu gewährleisten, aber zweitens niemanden unter Gene-
ralverdacht zu stellen. Das ist komplex, und deswegen war es gut, dass wir die Sach-
verständigenanhörung durchgeführt haben. Anregungen von Sachverständigen wer-
den in Gesetzgebungsverfahren sehr häufig berücksichtigt, trotzdem geben sich einige 
überrascht, dass das stattgefunden hat, was wiederum mich überrascht, da wohl außer 
Frage steht, dass in einem solchen Prozess jeder klüger werden kann. 

Was haben wir optimiert? Unter anderem gibt es jetzt den Kausalitätsnachweis. Wenn 
in einem Streitfall eine Partei Tatsachen beweist, dann ist das mehr als eine einfache 
Behauptung von einem eventuell zwölf Monate in der Historie zurückliegenden Ereig-
nis. Es geht um die Frage, ob es überwiegend wahrscheinlich ist, dass das stattgefun-
den hat. Insofern ist es eine Aufweichung, aber eben unter sehr klaren Bedingungen. 

Wir haben außerdem den Katalog geschlossen. Diesbezüglich gab es auch Kritik von 
den Sachverständigen, und obwohl beispielsweise die UN das anders sieht, sind wir 
den Sachverständigen gefolgt. Wir haben mit Blick auf die Anwendungsbereiche nach-
geschärft, auch einige Bereiche bewusst herausgenommen. 

Vor allem aber haben wir uns gesagt, dass wir im Laufe des Prozesses klüger werden 
können, sodass wir mittels einer Evaluation bis 2030 schauen werden, inwiefern es 
Auswirkungen auf den Alltag der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, der Beamtinnen und 
Beamten des Landes gibt. Zudem werden wir die für Diskriminierung zuständigen Ver-
bände befragen, wie sich das deren Wahrnehmung nach ausgewirkt hat. 

Im Übrigen fände ich es mit Blick auf die Debatte anständig, wenn man nicht nur die 
Anhörung, die sich ja auf den Gesetzentwurf der Landesregierung bezogen hat, son-
dern auch den mittlerweile erarbeiteten Änderungsantrag einbeziehen würde. So sagte 
GdP-Vorsitzender Patrick Schlüter: 

„Mit den Korrekturen entsteht ein aus unserer Sicht tragfähiger Kompro-
miss – und darum geht es ja in einer demokratischen Gesellschaft!“ 

GEW und Philologenverband stellten ebenfalls fest, dass die kritisierten Bereiche ge-
heilt seien. Und vom DGB-Vorsitzenden Thorben Albrecht hieß es: 
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„Die Änderungen sind wichtig, damit der Schutz von Betroffenen konse-
quent gestärkt wird und gleichzeitig rechtssichere Rahmenbedingungen für 
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst gewährleistet werden.“ 

Lange Rede, kurzer Sinn: Wir haben uns bewegt. Wir haben alle guten Ideen einge-
baut, die es gab, um den Diskriminierungsschutz rechtssicher auf den Weg zu bringen. 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Wir haben sehr viele inhaltliche Punkte gehört, die ich 
an dieser Stelle auch gar nicht wiederholen möchte, stattdessen möchte ich mich auf 
etwas Grundsätzliches beziehen. Dass dieses Gesetz jetzt noch schnell durchge-
peitscht werden soll, geht auf eine Ideologie zurück. Es ist bemerkenswert, macht teil-
weise auch fassungslos, dass die CDU sich dem Ganzen so kompromisslos und cha-
rakterlos beugt. Dieses Gesetz macht wie schon vorherige Maßnahmen, die Sie mit 
dieser Regierung in diesem Land Schritt für Schritt ergriffen haben, den von Ihnen 
ausgehenden Wunsch nach einem autoritären Staat von links immer sichtbarer. Sie 
haben kein Vertrauen in diesen Staat, Sie respektieren auch die Staatsbediensteten 
nicht, ansonsten würden wir hier nicht darüber sprechen. 

Eine Sache – und das ist durch die Anhörung mehr als deutlich geworden – ist unstrit-
tig: Es liegt kein Regelungsbedarf vor. Dieses Gesetz müsste nicht eingebracht, nicht 
verabschiedet werden, weil es eben keinen Regelungsbedarf gibt. Was es aber gibt, 
ist der Wunsch, die eigene Ideologie umsetzen zu wollen. Sie wollen die Gedanken 
der Staatsbediensteten kontrollieren. Sie wollen tief eingreifen, diesen Staat kontrol-
lieren, um Ihrem Diskriminierungswahn Genüge zu tun. Das ist schändlich. Es zeigt 
wie gesagt sehr deutlich, dass Sie großes Misstrauen haben. 

Als jemand mit Migrationshintergrund kann ich sehr deutlich sagen: 

(Zuruf von Gönül Eğlence [GRÜNE]) 

Es gibt keinen nachweisbaren Anstieg von Diskriminierung im öffentlichen Bereich; 
das gibt es nicht – Punkt. Wenn Sie glauben, dass Sie mit diesem Gesetz Diskriminie-
rung verhindern werden, täuschen Sie sich. Im Gegenteil werden viele Menschen im 
Staatsdienst – und das hat die FDP gerade sehr gut zusammengefasst – Mittel und 
Wege finden, diesen bürokratischen Schwachsinn von sich fernzuhalten. Das ist der 
Punkt. Glauben Sie wirklich, dass Sie Diskriminierung in Gänze verhindern können? 
Nein. Mit all Ihren Maßnahmen, die Sie seit Jahren Schritt für Schritt in diesem Staat 
vornehmen, von den Meldestellen bis hin zu vielen weiteren, fördern Sie Diskriminie-
rung. Bei den Menschen kommt nämlich letztendlich an: Wir sollen, wir dürfen dieses 
und jenes nicht mehr sagen; das ist nicht mehr zulässig. – Ich weiß, dass Sie, ideolo-
giebehaftet wie Sie sind, darüber nicht nachdenken wollen und das jetzt natürlich em-
pört abweisen. Genau das ist es aber. In diesem Staat wird immer mehr der Eindruck 
vermittelt, dass man dieses oder jenes Wort nicht mehr sagen dürfe, und außerdem 
heißt es immer wieder: die böse Polizei. – Diese Thematik kommt immer wieder auf, 
und jeder hier im Raum, der sich ehrlich macht, weiß auch, wem dieses Gesetz eigent-
lich gilt. Es wird Ihnen aber schlichtweg nicht helfen. 

(Zuruf von Gönül Eğlence [GRÜNE]) 
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Ich persönlich bin vor allem erschüttert, dass die CDU auch diesen Schritt mitgegan-
gen ist. Wir alle hatten gedacht, dass nach den Meldestellen irgendwann mal Schluss 
sein werde. Aber nein, die CDU hat sich auch diesem grünen Wunschprojekt gebeugt, 
und das finde ich für vermeintlich Konservative wirklich schändlich. An den Ausführun-
gen hier ist auch deutlich geworden – das fand ich sehr interessant –, dass es für die 
einen zu wenig und für die anderen zu viel ist. Die autoritären Strukturen, die Sie zu-
nächst sehr vorsichtig und Schritt für Schritt implementiert haben, werden mit diesem 
Gesetz umfassend greifen. 

Ich weiß aus Gesprächen mit Staatsbediensteten, dass dieses Gesetz genau das Ge-
genteil von dem bewirken wird, was Sie eigentlich wollen. 

(Lachen von Simon Rock [GRÜNE]) 

Sie stoßen damit sehr vielen Menschen vor den Kopf, weil Sie am Ende des Tages vor 
allem Misstrauen und mangelnden Respekt vermitteln und diejenigen, die in diesem 
Staat an den Schaltstellen sitzen, dem Verdacht aussetzen, dass sie andere aufgrund 
ihrer Herkunft herabwürdigen würden. 

Ich unterstreiche es nochmals: Seitdem ich in Deutschland bin, habe ich nicht ein ein-
ziges Mal eine derartige Erfahrung gemacht; 

(Gönül Eğlence [GRÜNE]: Wie schön für Sie!) 

im Gegenteil: Wie man in Deutschland, vor allem in Nordrhein-Westfalen, Menschen 
mit Migrationshintergrund begegnet, ist exemplarisch, und davon kann sich die ganze 
Welt eine Scheibe abschneiden. Ich finde es traurig, ich finde es schändlich, dass Sie 
dem, was dieses Land zu bieten hat, nur mit Misstrauen begegnen. 

(Gönül Eğlence [GRÜNE]: Das mit dem Misstrauen sind ja wohl eher 
Sie!) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich könnte jetzt auf einige Punkte eingehen, be-
schränke mich aber auf einen. Sie sagten zu Beginn, dass das Gesetz durchgepeitscht 
werden solle. Dem möchte ich als Ausschussvorsitzender widersprechen. Wir haben 
hier ein ganz normales gesetzgeberisches Verfahren gehabt. Der Gesetzentwurf 
wurde im März eingebracht, wir hatten eine Anhörung, Zeit diese auszuwerten und Zeit 
für eine Debatte; es gab eine Fragestunde im Plenum. Viel mehr kann man nicht tun, 
um einen Gesetzentwurf ausgiebig zu beraten. Ich möchte Sie daher bitten, sich sol-
cher Unterstellungen zu enthalten. 

(Lachen von Enxhi Seli-Zacharias [AfD]) 

Simon Rock (GRÜNE): Frau Seli-Zacharias, an einer Stelle muss ich Ihnen tatsäch-
lich recht geben: Mit diesem Gesetz werden wir Diskriminierung nicht völlig abschaf-
fen. Solange es die AfD gibt, wird es Diskriminierung geben. Dass Sie kein Problem 
mit Diskriminierung haben, beweisen Sie tagtäglich in Ihrer Arbeit. Auch mit Ihrem Re-
debeitrag hier haben Sie das sehr deutlich gemacht. Ihre grundsätzliche Ablehnung 
der Stärkung von Bürgerrechten gegenüber dem Staat wundert mich nicht. 
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(Lachen und Zuruf von Enxhi Seli-Zacharias [AfD]: Stärkung von Bür-
gerrechten?) 

Dass Sie aber versuchen, das als autoritären Staat framen zu wollen, das also umzu-
drehen, spricht für sich. 

Herr Witzel, da Sie mich adressiert haben, will ich auch auf das eingehen, was Sie 
gesagt haben. 

(Ralf Witzel [FDP]: Gerne!) 

Weder der Gesetzentwurf noch der Änderungsantrag besagen, dass sich die Ansprü-
che der Bürgerinnen und Bürger gegen einzelne Beschäftigte richten könnten, viel-
mehr haben sich diese immer gegen den Staat als Ganzes zu richten. Ich sage das 
auch, weil es seitens der GdP im Nachgang hieß, dass das für sie nicht abschließend 
geklärt sei. Deshalb wiederhole ich als Teil der regierungstragenden Fraktionen: Es ist 
vollkommen klar, dass sich die Ansprüche immer gegen den Staat und nicht gegen 
einzelne Beschäftigte richten. 

Sie haben das Beispiel gebracht, dass jemand sich ein knappes Jahr Zeit lassen 
könne, um dann zu versuchen, entsprechende Ansprüche einzuklagen, was es sehr 
schwer mache, dagegen vorzugehen. Ein paar Dinge möchte ich in diesem Zusam-
menhang einordnen. Die gesamte Intention dieses Gesetzesvorhabens ist es, dass 
möglichst viele Diskriminierungshandlungen eingestellt werden. Es geht nicht darum, 
dass Betroffene möglichst hohe Entschädigungsleistungen kassieren können. Abhilfe 
in Sachen Diskriminierung schafft man nicht, indem man möglichst lange wartet, also 
fast bis zum Ende der Verjährungsfrist, um dann gegen eine bestimmte Diskriminie-
rung vorzugehen, sondern vielmehr dadurch, dass man das unmittelbar macht. Im an-
gepassten § 8 des Änderungsantrags heißt es, dass Tatsachen bewiesen werden 
müssten, die eine Diskriminierung überwiegend wahrscheinlich machten. Sie wissen 
selbst, dass der Beweis von Tatsachen vor allem dann einfach ist, wenn er unmittelbar 
erfolgt. Wartet man allerdings 364 Tage mit dem Versuch, derartige Dinge im Einzelfall 
nachzuweisen, ist es wesentlich schwieriger. 

Bei der Frage nach der überwiegenden Wahrscheinlichkeit einer Diskriminierung ge-
hen unsere Meinungen auch auseinander. Ich würde sagen, dass wir in der Praxis von 
Fällen reden, in denen mit einer Wahrscheinlichkeit von 60 % oder 70 % eine Diskri-
minierung stattgefunden und somit mit einer Wahrscheinlichkeit von 40 % oder 30 % 
keine Diskriminierung stattgefunden hat. Das sind die klassischen Zweifelsfälle. Dabei 
kann man in der Tat unterschiedlicher Auffassung sein. Ich hätte aber gedacht, dass 
eine Rechtsstaats- bzw. Bürgerrechtspartei – für die Sie selbst sich ja halten – sagt: 
Im Zweifel sind wir für die Interessen der Bürgerinnen und Bürger, für die Interessen 
des Einzelnen und nicht für die des Staates. 

Sie sagen, die Beweislastregel so nicht haben, sie komplett abschaffen zu wollen. Sie 
wollen sie sogar zur namentlichen Abstimmung stellen. Dabei sagen Vertreter der GdP 
und anderer Gewerkschaften, dass sie damit leben könnten. Das können Sie natürlich 
trotzdem machen. Aber das offenbart eine Haltung der Staatsgläubigkeit. Sie sagen 
nämlich letztlich, dass Sie trotzdem eher dem Staat als dem einzelnen Bürger glauben, 
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auch wenn es unwahrscheinlich ist, dass der Staat mit seinem Handeln im Recht ist. 
Ich finde, dass die FDP als Bürgerrechtspartei damit eine sehr bemerkenswerte Hal-
tung an den Tag legt. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Weil die Formulierung „zahnloser Tiger“ gefallen ist, 
möchte ich die Zähne beschreiben, die dieses Gesetz hat: Es gibt einen individuellen 
Diskriminierungsschutz, einen Anspruch auf diskriminierungsfreies Verwaltungshan-
deln, ein Diskriminierungsverbot. Der Kausalitätsnachweis gibt sehr wirksame Instru-
mente an die Hand. Die Ombudsstelle hat Auskunftsrechte, Akteneinsichtsmöglichkei-
ten gegenüber den Behörden. Es gibt ein Monitoring durch die Landesantidiskriminie-
rungsstellen etc. pp. Und am Ende des Tages gibt es dank der Evaluationsberichter-
stattung Nachsteuerungsmöglichkeiten. All das erwähne ich, um ein paar Zähne auf-
zuzeigen. 

(Volkan Baran [SPD]: Wie wird die Ombudsstelle finanziert, damit sie 
das machen kann?) 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Ich freue mich über die sehr intensive und 
ausführliche Diskussion zum Landesantidiskriminierungsgesetz. Im Plenum haben wir 
uns auch im Rahmen der Fragestunde schon sehr intensiv damit auseinandergesetzt; 
ich glaube die Befragung lief über eine Stunde lang. 

Herr Witzel, ich habe in Erinnerung, dass einige der Punkte, die Sie hier angeführt 
haben, schon eine Rolle spielten. 

(Kopfnicken und Zuruf von Ralf Witzel [FDP]: Na klar!) 

Dennoch gehe ich gerne auf diese Punkte ein, auch wenn ich dann das wiederholen 
muss, was ich bereits vor einigen Wochen gesagt habe. 

Ich möchte mit dem Grundgesetz starten. In Art. 3 Abs. 3 GG heißt es, dass niemand 
wegen seines Geschlechts, seiner Herkunft oder anderer Merkmale diskriminiert wer-
den dürfe. Es ist also vollkommen klar, dass der Staat nicht diskriminieren darf. Den-
noch braucht es aus unserer Sicht eine Grundrechtskonkretisierung mittels einer ein-
fachgesetzlichen Regelung. Aus den Grundrechten folgt nämlich keine unmittelbare 
Staatshaftung, vielmehr muss das mit einem Gesetz umgesetzt werden. 

Herr Witzel, ich habe Ihnen in dieser Sache schon vor einigen Wochen widersprochen 
und mache es hier noch einmal. Sie sagten, dass nur in einer Minderzahl der Länder 
derartige Gesetze geschaffen würden. Aktuell gibt es das in Berlin; Rheinland-Pfalz 
hat in diesem Jahr ein solches Gesetz beschlossen; Schleswig-Holstein diskutiert der-
zeit über einen Gesetzentwurf; wir stehen kurz vor dem Abschluss eines Gesetzge-
bungsverfahrens. Es gibt also allein in diesem Jahr drei derartige Gesetze. Das zeigt, 
dass es eine Tendenz zu mehr gesetzlichen Regelungen auf Landesebene gibt. 

Auch hinsichtlich der Schutzlücke, deren Vorhandensein Sie abstreiten, muss ich 
Ihnen leider widersprechen. Es gibt das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz auf 
Bundesebene, das wie bereits erwähnt vor 20 Jahren verabschiedet wurde. Das hat 
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sich aus meiner Sicht auch bewährt, es regelt jedoch nur den privatrechtlichen Be-
reich – wenn man also beispielsweise einen Vertrag mit einem Fitnessstudio ab-
schließt –, aber nicht das Verhältnis des Staates zu seinen Bürgerinnen und Bürgern. 
Insofern ergibt sich aus unserer Sicht sehr wohl eine Schutzlücke, zumal der Bund 
solche Regelungen für die Landesebene, für die Landesverwaltungen nicht treffen 
kann, da wegen des Föderalismus die Länder dafür zuständig sind. 

Wir haben uns übrigens aus dem AGG bedient, und zwar bei § 8, der Beweiserleich-
terung. Ich will hier die Argumentation unterstützen, dass wir nie eine Beweislastum-
kehr vorgesehen hatten, sondern lediglich eine Beweiserleichterung. 

(Lachen von Ralf Witzel [FDP]) 

§ 8 des Gesetzentwurfs lehnt sich fast wortwörtlich – das will ich hier zur Klarstellung 
sagen – an die entsprechende Regelung im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
an. Dieses Gesetz ist wie gesagt seit 20 Jahren in Kraft und hat sich aus meiner Sicht 
bewährt. 

Nach der Anhörung sind wir nichtsdestotrotz in viele Gespräche gegangen. Ich habe 
Gespräche mit verschiedenen Personen, mit Gewerkschaften, mit Verbänden geführt, 
weil es mir wichtig ist, Sorgen wahrzunehmen und zu hören, worin genau die Kritik 
besteht, um gegebenenfalls darauf reagieren und für noch mehr Rechtsklarheit sorgen 
zu können. Schließlich wollen wir, dass das Gesetz anwendbar und handhabbar ist. 

Herr Witzel, Sie hatten gefragt, wer den Änderungsantrag geschrieben habe. Der Än-
derungsantrag der regierungstragenden Fraktionen – und das habe ich auch bereits 
öffentlich gesagt – geht auf eine Formulierungshilfe zurück, die im Kabinett der Lan-
desregierung beschlossen wurde. Es ist eine Formulierungshilfe, die wir im Ministe-
rium nach den vielen Gesprächen geschrieben und den Fraktionen zur Verfügung ge-
stellt haben. Im Gesetzgebungsverfahren können selbstverständlich nur Fraktionen 
Änderungen einbringen, und das haben sie gemacht. Die Fraktionen von CDU und 
Grünen stellen diesen Änderungsantrag zur Abstimmung. 

In § 8 ist wie bereits erwähnt eine Änderung vorgenommen worden, und zwar sehen 
wir künftig einen Kausalitätsnachweis vor. Die Regelung ist hier schon im Detail vor-
gestellt worden, und das liegt Ihnen auch schriftlich vor. 

Zur Frage von Herrn Baran nach der Finanzierung der Ombudsstelle: Selbstverständ-
lich ist für die Finanzierung der Ombudsstelle gesorgt. Wir befinden uns gerade im 
Haushaltsaufstellungsverfahren und beraten in der Landesregierung intern über den 
Haushalt für 2027. Im Einzelplan des MKJFGFI werden entsprechende Mittel für die 
Einrichtung einer Ombudsstelle inklusive Personal vorgesehen sein. Das denken wir 
mit und setzen es selbstverständlich auch um. 

Herr Baran, außerdem würde ich gerne auf Ihre Formulierungen „Kieselstein“ und 
„zahnloser Tiger“ im Zusammenhang mit der Gesetzesinitiative eingehen. Ich frage 
mich angesichts dieser Äußerungen, ob das Ihre Auffassung oder die Ihrer Fraktion ist. 
Das müssen Sie natürlich nicht beantworten, aber ich habe mir diese Frage gestellt, 
weil ich in den vergangenen Monaten sehr intensiv verfolgt habe, wie die unterschiedlichen 
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Aussagen der Abgeordneten, der Fraktionen hier im Haus ausgefallen sind. Mein Ein-
druck war, dass es bei der SPD-Fraktion ein sehr diverses Meinungsbild hinsichtlich 
dieses Gesetzes gab. Ich jedenfalls finde, dass es eine breite Unterstützung verdient, 
weshalb ich mich sehr freuen würde, wenn sie dem geänderten Gesetzentwurf zustim-
men könnten. 

Herr Witzel hatte wie schon vor einigen Wochen auf den kommunalen Bereich abge-
stellt. Ich nehme also mit, dass Sie offenbar möchten, dass wir das Gesetz auf den 
kommunalen Bereich ausweiten. 

(Heiterkeit – Ralf Witzel [FDP]: Nein!) 

Ich würde vorschlagen, wir starten zunächst einmal mit der Landesebene. Aus meiner 
Sicht ist es absolut legitim, dass wir als Landesregierung einen Gesetzentwurf vorle-
gen, der die Landesverwaltung betrifft. Aber selbstverständlich, Herr Witzel, können 
wir im Gespräch darüber bleiben, ob es Sinn macht, das Gesetz auszuweiten. 

Was die fiktiven Beispiele angeht, tue ich mich ein bisschen schwer, weil es immer 
auch um Einzelfallbetrachtungen und -entscheidungen geht. Die Rechte, die sich für 
Betroffene aus dem Gesetz ergeben, sind im Gesetz selbst begründet. 

Ich bin der Meinung, dass der Staat eine Vorbildfunktion hat. Wir erleben in der Ge-
sellschaft insgesamt aktuell eine Polarisierung, auch eine Zunahme von Diskriminie-
rung. Ich persönlich – und ich glaube, das für alle demokratischen Akteure sagen zu 
können – habe ein sehr großes Vertrauen in die Landesverwaltung, in die Menschen, 
die tagtäglich für den Staat arbeiten, sei es bei der Polizei, in der Finanzverwaltung, 
an den Schulen oder wo auch immer. Ich glaube, dass diese Menschen ihrer Tätigkeit 
mit großem Verantwortungsbewusstsein nachgehen. Wir wissen aber auch, dass es 
zu Diskriminierungen kommen kann, und jeder Fall ist einer zu viel. 

Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir insbesondere mittels der Ombudsstelle dafür sor-
gen können, keine oder nur wenige Klageverfahren zu haben. Bei dieser Stelle geht 
es schließlich darum, solche Fälle aus dem Weg zu räumen, eine gütliche Einigung zu 
erzielen. Häufig geht es auch nur darum, dass eine Diskriminierung anerkannt wird, 
und dann braucht es gar keine Klage. Das zeigt auch das Beispiel Berlin, wo es nur 
sehr wenige Klagen gibt. 

Ich denke, dass wir uns hier in Nordrhein-Westfalen auf einem sehr guten Weg befin-
den, da wir einerseits den Diskriminierungsschutz für die Betroffenen stärken und für 
mehr Sensibilität und eine verstärkte Auseinandersetzung mit dem Thema sorgen, 
aber andererseits nicht befürchten müssen, dass es hier zu vielen Klagen kommt. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Ministerin, damit sich im Nachgang der Sitzung keine Fake 
News verbreiten, möchte ich Sie bitten, das nicht falsch zu transportieren, und gebe 
ausdrücklich zu Protokoll: Es ist zu keinem Zeitpunkt Forderung der FDP gewesen, ein 
Gesetz, das wir für falsch halten, auch noch auf die Kommunen auszuweiten. 

(Simon Rock [GRÜNE]: Schade! – Heiterkeit) 
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Ich habe vorhin nur gefragt – und das war auch die Frage, die Ihnen die FDP-Land-
tagsfraktion in der plenaren Fragestunde gestellt hatte –: Was ist die sachliche Be-
gründung dafür, dass Sie etwas, das wir zwar nicht für notwendig halten, Sie aber 
schon, nicht auf die Kommunen anwenden, obwohl dort wegen der tagtäglichen Be-
gegnungen mit Bürgern eine Vielzahl potenzieller Streitfälle gegeben ist? 

Kollege Nückel hatte zudem völlig zu Recht auf die Doppelstreifen hingewiesen, be-
stehend aus jeweils einem Vertreter von Landespolizei und kommunalem Ordnungs-
dienst, die in vielen Innenstädten unterwegs sind. Warum sollten zwei Menschen, die 
gemeinsam mit einer Einsatzlage umgehen, in Bezug auf Diskriminierungssachver-
halte unterschiedlich behandelt werden? 

Peter Blumenrath, der CDU-Sprecher in diesem Ausschuss, hatte vorhin gesagt, dass 
man im Laufe des Prozesses klüger werden könne. Ich hatte gehofft, dass das auch 
für die Landesregierung gilt. Deshalb haben wir uns gestattet, diejenigen Punkte, die 
wir unverändert für nicht gelöst halten, auch nicht im Zusammenhang mit dem Ände-
rungsantrag zu thematisieren. Ich teile die intellektuelle Erwartung, die Kollege Blu-
menrath geäußert hat, ausdrücklich. Wenn Sie gleich mit schwarz-grüner Mehrheit den 
Änderungsantrag beschließen, wird der Gesetzentwurf wie gesagt nicht schlechter, 
vielmehr versuchen Sie, die Dinge an der einen oder anderen Stelle zum Besseren hin 
zu bewegen. Darauf, dass die GdP das auch gesagt habe, haben Sie hingewiesen, 
und das will ich auch gar nicht in Abrede stellen. Ich habe Ihnen lediglich die materiel-
len Probleme vorgetragen, die aus Sicht der FDP-Landtagsfraktion weiterhin nicht ge-
löst sind. 

So wie Sie, Kollege Blumenrath, völlig zu Recht die Erwartung haben, dass wir als 
Opposition uns nicht pauschal, sondern differenziert zur Gesetzesinitiative äußern, 
habe ich im Gegenzug an Sie die Bitte, dass Sie die GdP vollständig zitieren. Aus 
deren Pressemitteilung „GdP-Erfolg: Geplantes LADG wird in zentralen Punkten ge-
ändert“ vom 24. Juni haben Sie nämlich nur einen Teil zitiert, weggelassen haben Sie – 
und ich darf das für das Protokoll ergänzen –: 

„Die GdP ist weiter nicht überzeugt, dass es ein eigenes LADG geben 
muss.“ 

Die GdP hat auch ihre Onlinepetition „Beweislastumkehr stoppen – Vertrauen in un-
sere Polizei stärken!“ bei change.org, die mit dem blauen Monster mit dem Stoppschild 
in der Hand, nicht eingestellt. Die läuft weiter, es unterschreiben jeden Tag Menschen; 
35.000 haben das in diesem Land dankenswerterweise schon getan, und es kommen 
täglich weitere hinzu. Für die GdP ist das also nicht erledigt. Deren Bitte an Sie lautet 
ausdrücklich, dieses Gesetz nicht zu verabschieden. 

Es ist für eine Gewerkschaft sicherlich ein Teilerfolg, wenn der Bereich herausgenom-
men wird, sodass nicht mehr jede polizeiliche Handlung unter Verdacht steht und be-
stimmte Tätigkeiten ausgeklammert werden. Einen solchen Teilerfolg müssen Ge-
werkschaften, Verbände die sich für ihr Tun ja auch gegenüber ihren Mitgliedern recht-
fertigen müssen, natürlich auch als Fortschritt darstellen. In den Gesprächen – von 
denen auch Frau Ministerin Schäfer berichtet hat – wurde also etwas erreicht; es ist 
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nicht so, dass das alles völlig folgenlos geblieben wäre. Und wenn man nicht darstellt, 
was man, zumindest teilweise, erreicht hat, wird das in Zukunft nicht belohnt. 

Wir als FDP-Landtagsfraktion haben übrigens auch viele Gespräche geführt und hat-
ten den Landesvorsitzenden der GdP bei einer Fraktionssitzung zu Gast, in der wir 
sehr ausführlich über das LADG gesprochen haben. Aus Sicht der GdP, Kollege Rock, 
gab es nie die Sorge – die haben den Gesetzentwurf auch hinreichend gründlich ge-
lesen –, dass unmittelbare Ansprüche gegenüber einzelnen Beamten erhoben werden 
könnten. Schließlich steht im Gesetz ganz klar, dass zunächst die Behörde in An-
spruch genommen werde. 

Mit Blick auf die Praxis haben sie aber völlig zu Recht zwei Befürchtungen: Erstens 
könnte, nachdem zunächst die Behörde in Anspruch genommen worden ist, in einem 
zweiten Schritt von dieser auf den Beamten Rückgriff genommen werden, weil die sich 
sagt: Sie haben tatsächlich jemanden diskriminiert, das war nicht in Ordnung, und jetzt 
holen wir uns von Ihnen Geld zurück. – Diese Möglichkeit besteht, Sie schließen sie 
im Gesetz nicht aus, Sie sind der Bitte der GdP nicht nachgekommen, das zu tun. 
Zweitens könnten aus derartigen Vorgängen dienstliche Nachteile resultieren, etwa 
was künftige Beförderungen angeht, da schließlich argumentiert werden könnte, dass 
jemand, der mehrere Verfahren hatte, bei denen das LADG griff, für die nächste Be-
förderungsrunde nicht vorgesehen wird. 

51 % Wahrscheinlichkeit gilt als Zweifelsfall; in der Tendenz ist es womöglich etwas 
wahrscheinlicher, dass es eine Diskriminierung gab, das ist aber längst nicht klar, es 
kann beides sein. Im Zuge der Anhörung kamen auch sogenannte Revanche-Verfah-
ren auf. Bestimmte Zielgruppen könnten das also als taktisches Mittel einsetzen. Des-
halb halten wir das nicht für sachgerecht und die Polizeiverbände auch nicht. Wir be-
dauern ausdrücklich, dass Sie an der Stelle nicht nachgebessert haben. 

§ 8 wurde mehrfach angesprochen. Sie schaffen eine Ausnahme von dem, was sonst 
allgemeiner Rechtsgrundsatz ist. Täten Sie das nicht, bräuchten Sie § 8 nicht. Genau 
das ist auch unser Glaubwürdigkeitstest in der kommenden Woche. Wenn Sie alle 
nichts anderes machen wollen als das, was völlig normal und üblich ist, folgen Sie im 
Plenum unserem Änderungsantrag und streichen Sie § 8. Sollten Sie aber dennoch 
eine Sonderregelung haben wollen – ganz egal, wie Sie, wie wir, wie die Sachverstän-
digen das nennen –, werden wir das bei der Abstimmung über § 8 sehen. Ich kann nur 
sagen, dass alle juristischen Sachverständigen in der Anhörung die Beweislastumkehr 
auch als solche bezeichnet haben; das ist es nämlich materiell, zwar wurde sie jetzt 
unter besondere Voraussetzungen gestellt, greift aber dennoch. 

Damit Sie nicht auf den Appell der FDP hören müssen, verweise ich abschließend auf 
das, was der vonseiten der Koalition benannte Sachverständige in der Anhörung ge-
sagt hat – Ausschussprotokoll 18/1217 –: 

(Zuruf von Simon Rock [GRÜNE]) 

„Den Bedenken, die hier vorgetragen wurden, gerade auch von den be-
troffenen Lehrerinnen und Lehrern, Polizistinnen und Polizisten ... Es kann 
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kein Gesetz gegen die Betroffenen des öffentlichen Dienstes geben. Es 
wäre irrsinnig, das zu verabschieden.“ 

Denken Sie also über das nach, was der von der Koalition benannte Sachverständige 
Ihnen für Ihr Abstimmungsverhalten empfohlen hat. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Mein Wortbeitrag ist kürzer. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich bitte darum. 

(Heiterkeit) 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Ich würde gerne wissen, wann den Fraktionen die For-
mulierungshilfe zugegangen ist. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich möchte an dieser Stelle daran erinnern, dass wir auch 
in anderen Bereichen trotz grundgesetzlich garantierter Rechte Schutzgesetze haben, 
damit Betroffene ein Instrumentarium bekommen, zum Beispiel das Landesgleichstel-
lungsgesetz, das Behindertengleichstellungsgesetz oder das Informationsfreiheitsge-
setz. Es ist also nicht ungewöhnlich, was wir machen, und deshalb ist aus meiner Sicht 
alles obsolet, was Sie gerade vorgetragen haben. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Als Mitglied des Innenausschusses bin ich irritiert, wie sehr 
es Ihnen, Herr Witzel, um die Polizei geht. 

(Ralf Witzel [FDP]: Es geht mir um alle!) 

Ich kann Ihnen die Sorge nehmen, dass wir hier ein Gesetz gemacht hätten, das vor-
rangig für die Polizei gelten würde. Dem ist nicht so. Es geht nicht vorrangig um Dinge, 
die die Polizei betreffen. So wie ich unsere Polizei in NRW kenne, wird auf ihr nicht der 
Fokus liegen. Das Gesetz gilt für alle Landesbeschäftigten und eben nicht nur für die 
Polizei. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Nach all den Debatten, die wir auch im Innenausschuss zahlreich geführt haben, freue 
ich mich wahnsinnig darüber, dass die SPD hier eine Hundertachtziggradwende ge-
macht hat. Im Innenausschuss und vor allem gegenüber der GdP hieß es noch, dass 
es ein solches Gesetz mit der SPD niemals geben werde. Ich freue mich sehr – das 
meine ich hundertprozentig ernst und danke von ganzem Herzen –, dass wir hier ge-
meinsam und fraktionsübergreifend gegen Diskriminierung eintreten. Ich bedanke 
mich vor allem auch für die Arbeit, die dafür in Ihrer Fraktion wahrscheinlich notwendig 
war. 

Stefan Zimkeit (SPD): Ich wollte die Debatte ja eigentlich nicht anfangen, aber da die 
grüne Fraktion jetzt noch mal politisch provozieren will, muss darauf auch geantwortet 
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werden. Ich möchte deutlich machen, wer hier eine Wende hingelegt hat. Die Ministe-
rin hat vorhin über unterschiedliche Stimmen in der SPD-Fraktion geredet. Der Punkt 
ist aber, dass die SPD schon immer für ein gutes Antidiskriminierungsgesetz auf Lan-
desebene war. Die Landesregierung jedoch hat einen Entwurf vorgelegt, der alles an-
dere als gut war. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Den ihr begrüßt habt!) 

– Wir haben begrüßt, dass es einen Entwurf gab, über den diskutiert werden konnte, 
und dass die Gesetzgebung endlich begonnen hatte. Alles andere ist Legendenbil-
dung. Aber vielleicht lassen Sie mich mal ausreden, auch wenn Sie das wahrscheinlich 
nicht hören wollen. – Praktisch alle juristischen Sachverständigen haben in der Anhö-
rung gesagt, dass das handwerklich ein katastrophaler Gesetzentwurf sei, der mehr 
Rechtsunklarheit als -klarheit schaffe. 

(Beifall von Thomas Nückel [FDP]) 

Das haben wir aufgegriffen und zu Recht sehr ausführlich diskutiert. Unter anderem 
im Haushalts- und Finanzausschuss haben wir mehrere Punkte benannt. Dann kam 
die Wende, wobei unklar ist, ob von den Landtagsfraktionen oder der Landesregie-
rung. Es ist jedenfalls bemerkenswert, dass die Ministerin in der Fragestunde angab, 
nichts mehr an dem Gesetzentwurf ändern zu können, weil die Gewaltenteilung das 
nicht zulasse, diese Ministerin dann aber kurze Zeit später gegenüber der Presse er-
klärte, jetzt Änderungen vornehmen zu wollen. 

Dann haben Sie zum Glück die Wende vollzogen und diesen katastrophalen Gesetz-
entwurf der Landesregierung geändert. Wir begrüßen das, denn das hat unsere Zu-
stimmung möglich gemacht. Das sind die Fakten. Die Kehrtwende kam nicht von uns, 
sondern von Ihnen. Dafür danken wir sehr herzlich. Diese hat es nämlich wie gesagt 
erst möglich gemacht, dass wir diesen Gesetzentwurf gemeinsam beschließen können. 

(Heiterkeit und Zuruf von Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Dann sind wir doch 
alle wieder beieinander! – Zuruf von Volkan Baran [SPD]) 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Wir halten also fest, dass es eine breite de-
mokratische Mehrheit für diesen Gesetzentwurf gibt. Das ist sehr erfreulich, und ich 
bedanke mich dafür. 

Es gab Nachfragen zur Formulierungshilfe: Viele von Ihnen werden aufgrund Ihrer 
langjährigen parlamentarischen Erfahrung wissen, dass die Landesregierung, wenn 
sie einen Gesetzentwurf erst einmal in das Parlament eingebracht hat, selbst keine 
Änderungen mehr vornehmen kann. Trotzdem kann sie selbstverständlich weiterhin 
Gespräche führen. Auch wir als Ministerium nehmen Sachverständigenanhörungen 
sehr ernst, und wir sind immer in den Ausschüssen vertreten, wenn welche stattfinden. 
Wir lesen die Stellungnahmen, wir hören sehr genau zu, und wir werten die Anhörun-
gen intensiv aus. Ich finde, dass es schon der respektvolle Umgang miteinander ge-
bietet, das ernst zu nehmen. 
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Das haben wir auch in diesem Fall gemacht. Wir haben die Stellungnahmen gelesen, 
uns die Anhörung angehört und diese ausgewertet. Ich habe einige Gespräche ge-
führt, das war mir persönlich wichtig. Ich finde es immer wichtig, mit den unterschied-
lichen Verbänden bzw. Gewerkschaften ins Gespräch zu kommen, um zu hören, wo 
der Schuh drückt, wo die Probleme sind, was die Kritikpunkte sind, warum ein be-
stimmtes Problem gesehen wird und was man vielleicht noch ändern kann, um es kla-
rer zu fassen. Ich selbst habe auch ein Interesse daran, dass wir ein solches Gesetz 
nicht gegen die Beschäftigten im öffentlichen Dienst machen, sondern vielmehr für 
Akzeptanz sorgen, was dann ja auch bei der Anwendung des Gesetzes hilft. 

Das haben wir in diesem Fall wie gesagt auch gemacht. Dann bin ich mit einem Ände-
rungsvorschlag auf das Landeskabinett zugegangen. Am 22. Juni ist erst in der Staats-
sekretärskonferenz und dann im Kabinett ein Beschluss gefasst worden. Danach ha-
ben wir diese Formulierungshilfe den Faktionen zugeleitet. Dann oblag es den Faktio-
nen bzw. dem Parlament. Ich weiß zwar, wann der Beschluss gefasst wurde, für uns 
war es dann aber abgeschlossen. 

Ralf Witzel (FDP): Ich möchte kurz auf die Punkte reagieren, auf die ich angesprochen 
worden bin. 

(Anja Butschkau [SPD]: Kurz!) 

Danach möchte ich noch eine Nachfrage an die Landesregierung richten. 

Frau Dr. Höller, Sie sagten, es irritiere Sie, wie sehr es mir um die Polizei gehe. Ich 
habe Beispiele aus diesem Bereich gewählt, weil bei der Erstvorstellung dieses Ge-
setzesvorhabens in der Kabinettspressekonferenz durch die frühere Ministerin Jose-
fine Paul eines der fiktiven Beispiele auch aus diesem Bereich kam. In einem ging es 
darum, dass eine Schülerin durch eine Lehrerin diskriminiert worden sei, und in einem 
anderen um eine Verkehrskontrolle. Darauf habe ich mich bezogen und Frau Ministerin 
Schäffer eine konkrete Frage gestellt. Ihre Amtsvorgängerin Josefine Paul hatte eine 
Ausgangssituation beschrieben. Ich wollte wissen, was sich hinsichtlich des Sachver-
halts bzw. des Vorgehens mittlerweile geändert habe. Das konnten Sie nicht konkret 
benennen. Es ist gesagt worden, es müsse Verbesserungen im Schulbereich geben. 
In der Fragestunde im Plenum haben Sie dann deutlich gemacht, dass Schulnoten gar 
nicht gemeint seien. Sie müssen schon schauen, wie konsistent Sie als Landesregie-
rung in diesen Fällen argumentieren. Das werden wir uns im weiteren Vollzug anse-
hen. 

Insofern ist das, was Sie, Frau Kollegin Dr. Höller – laut dem, was mein Kollege Marcel 
Hafke mir berichtet hat – beim Gewerkschaftstag der GdP gesagt haben, dass nämlich 
die Polizei mit diesem Gesetz nicht gemeint sei, nicht ganz richtig. Natürlich ist nicht 
nur die Polizei gemeint, es betrifft den gesamten öffentlichen Dienst in der Sphäre des 
Landes, nicht aber – wie wir gelernt haben – in der der Kommunen. Aber zum Zeitpunkt 
des GdP-Gewerkschaftstages war die Polizei als Ganzes gemeint, so wie alle anderen 
Bereiche eben auch gemeint waren. Sie haben jetzt bei der Polizei noch einen Bereich 
ausgenommen, und zwar bestimmte Formen der Ermittlung im Auftrag der Staats-
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anwaltschaft. Etwas anderes haben wir dazu nie gesagt. Die Beispiele, die wir gewählt 
haben, haben wir in Erwiderung dessen vorgetragen, was die Landesregierung uns, 
auch in Form von Beispielen im UA P, und den Medien vorgetragen hat. 

Wenn Sie ernst meinen, was Sie zuletzt gesagt haben, Frau Ministerin Schäffer, näm-
lich dass Sie kein Gesetz gegen die Bediensteten machen wollten, dann sollten Sie 
sich überlegen, ob Sie diesem Gesetz Ihre Zustimmung erteilen können. Trotz aller 
Korrekturen, die Sie vorgenommen haben, bittet die deutliche Mehrzahl der Berufsver-
bände, auch die GdP, Sie weiterhin, dieses Gesetz nicht zu verabschieden. Ich hatte 
es Ihnen eben ausdrücklich vorgetragen: Zwar sagen sie, es sei nicht mehr so schlimm 
wie vorher, bitten aber weiterhin darum, es nicht zu verabschieden. Ähnliches gilt für 
den Deutschen Beamtenbund. Daran müssen Sie sich messen lassen. 

Frau Ministerin Schäffer, eine Sache würde mich noch interessieren. Sie haben gerade 
dargelegt, wie das mit der sogenannten Formulierungshilfe gewesen sei. In der Fra-
gestunde hatten Sie in rechtsformaler Hinsicht korrekt gesagt, dass die Regierung in 
einem laufenden Gesetzgebungsverfahren nicht durch Neudruck etwas ändern könne. 
Vielmehr könnten Sie nur zurückziehen und neu machen – wobei das für Sie keine 
Option sei – oder die Fraktionen bitten, etwas zu ändern. Sie sind also auf die Frakti-
onen zugegangen. Da uns diese Formulierungshilfe nicht erreicht hat, möchte ich fra-
gen: Ist sie von den Fraktionen von CDU und Grünen eins zu eins übernommen wor-
den, oder hat es Änderungen bzw. Streichungen gegeben? Ist das, was wir jetzt als 
Drucksache 18/20117 vorliegen haben, vom Wortlaut her genau das, was das Minis-
terium an die Fraktionen geschickt hat? Ich bitte Sie, diese Frage zu beantworten. Als 
Parlamentarier haben wir ein Anrecht darauf, das zu erfahren. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Ich mache es wieder kürzer, kann aber an das anknüp-
fen, was Kollege Witzel gerade gesagt hat. Nur für mein Verständnis: Sehe ich es 
richtig, dass die Formulierungshilfe ausschließlich den Faktionen von CDU und Grü-
nen zugegangen ist und alle anderen Fraktionen im Parlament diese Formulierungs-
hilfe nicht erhalten haben? 

(Zuruf von der CDU: Das ist doch normal!) 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Ich muss gestehen, dass ich nach der Über-
sendung der Formulierungshilfe an die regierungstragenden Fraktionen die Be-
schlussfassung des Änderungsantrags nicht Wort für Wort durchgegangen bin, es 
nicht abgeglichen, keine Exegese betrieben habe. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Meines Wissens hat es keine Änderungen mehr gegeben, aber das müssten Sie Ihre 
Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete fragen. 

Liebe Frau Kapteinat, wir sind ja beide schon relativ lange im Parlament. Ich bin seit 
16 Jahren dabei, und aus meiner Sicht ist es hier in Nordrhein-Westfalen geübte Pra-
xis, dass die Landesregierung Formulierungshilfen erstellt, die sie dann den regie-
rungstragenden Faktionen zur Verfügung stellt. 
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Der Haushalts- und Finanzausschuss stimmt dem Änderungs-
antrag Drucksache 18/20117 mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimme der AfD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 

Der Haushalts- und Finanzausschusses stimmt dem Gesetz-
entwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von FDP und AfD zu. 

Der Unterausschuss Personal des Haushalts- und Finanzaus-
schusses stimmt dem Änderungsantrag Drucksache 18/20117 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der AfD-Fraktion bei 
Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 

Der Unterausschuss Personal des Haushalts- und Finanzaus-
schusses stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Änderungsantrag Drucksa-
che 18/20117 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der AfD-
Fraktion bei Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 

Der Innenausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und 
AfD zu. 

Der Ausschuss für Gleichstellung und Frauen stimmt dem Än-
derungsantrag Drucksache 18/20117 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimme der AfD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-
Fraktion zu. 

Der Ausschuss für Gleichstellung und Frauen stimmt dem Ge-
setzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen von FDP und AfD zu. 
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Der Integrationsausschuss stimmt dem Änderungsantrag Druck-
sache 18/20117 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der 
AfD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-Fraktion zu. 

Der Integrationsausschuss stimmt dem Gesetzentwurf in der 
soeben geänderten Fassung mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD zu. 
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2 Vorstellung der Integrationsarbeit des Westdeutschen Handwerkskammer-

tags 

– Gespräch mit Dr. Florian Hartmann (Westdeutscher Handwerkskammertag) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich freue mich sehr, heute Dr. Florian Hartmann im 
Ausschuss begrüßen zu dürfen, der sich bereit erklärt hat, die Integrationsarbeit des 
Westdeutschen Handwerkskammertags vorzustellen und für Rückfragen zur Verfü-
gung zu stehen. 

Herr Dr. Hartmann, auch wenn es vielleicht unhöflich ist, möchte ich Sie mit Blick auf 
die fortgeschrittene Zeit darum bitten, Ihren Input auf maximal 15 Minuten zu begren-
zen, damit auch ein paar Fragen gestellt werden können. Wir müssen nämlich noch 
mindestens einen weiteren Tagesordnungspunkt behandeln, und ab 15:30 Uhr gibt es 
Anschlusstermine. 

Dr. Florian Hartmann (Westdeutscher Handwerkskammertag): Vielen Dank für die 
Einladung. Gerne komme ich Ihrer Bitte nach, Ihnen die Perspektive des Handwerks 
in Nordrhein-Westfalen auf die Themenbereiche „Integration“ und „Fachkräftezuwan-
derung“ vorzustellen. 

Der Westdeutscher Handwerkskammertag, für den ich hier sprechen darf, ist die Dach-
organisation der sieben Handwerkskammern in Nordrhein-Westfalen. Wir vertreten 
rund 200.000 Handwerksbetriebe mit über 1 Million Beschäftigten und rund 75.000 
Auszubildenden. Ich darf hier auch die LGH vertreten, die die zentrale Wirtschaftsför-
derungseinrichtung des Handwerks in NRW ist. 

Ich sage Ihnen nicht Neues, wenn ich festhalte, dass das Handwerk eine tragende 
Säule unserer Wirtschaft in NRW ist. Das Handwerk schafft Arbeitsplätze, bildet aus 
und ist Partner für die Umsetzung unserer Zukunftsaufgaben. Ich nenne nur die Ener-
giewende, den Wohnungsbau, den Bau und Erhalt der Infrastruktur, die Transforma-
tion unserer Wirtschaft insgesamt und – in letzter Zeit verstärkt – die Resilienz und 
Verteidigungsfähigkeit unserer Gesellschaft als Ganzes. 

Das Handwerk steht allerdings seit vielen Jahren massiv unter Druck, denn der Fach-
kräftemangel ist und bleibt ein zentrales strukturelles Problem der meisten unserer 
Betriebe. Trotz einer wirtschaftlichen Krise sehen wir immer noch mehr offene Stellen 
als verfügbare Fachkräfte. Es gibt zunehmend Schwierigkeiten, Ausbildungsplätze zu 
besetzen, und wachsende Engpässe vor allem im gewerblich-technischen Bereich. 
Wir alle sehen da draußen Friseurbetriebe, die nicht mehr nur montags geschlossen 
haben, Dachdecker, auf die man lange warten muss, und Konditoreien, die ihre Öff-
nungszeiten einschränken. Ich könnte noch sehr viele Beispiele nennen. 

Das ist eine Entwicklung, die natürlich nicht nur das Handwerk trifft. Das Institut der 
deutschen Wirtschaft weist in einer aktuellen Studie aus, dass bis 2036 in der deut-
schen Wirtschaft insgesamt rund 4,3 Millionen Arbeitskräfte fehlen werden. Das Er-
werbspersonenpotenzial sinkt demnach von 55 Millionen in 2025 auf etwa 51 Millionen 
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in 2036. Die Hauptursache dafür ist der demografische Wandel. Viele Babyboomer 
gehen in Rente, und zu wenig Arbeitskräfte rücken nach. Als besonders betroffen weist 
die IW-Studie die Sektoren „Gesundheit“, „Bau“ und „Handwerk“ aus. 

Schon heute haben wir im Handwerk bundesweit über 200.000 unbesetzte Stellen, 
zudem blieben im vergangenen Jahr bundesweit über 16.000 Ausbildungsstellen un-
besetzt. Vor diesem Hintergrund ist klar, dass wir den aufgrund unserer Demografie 
entstandenen Bedarf ohne Zuwanderung nicht mehr decken können. Gleichzeitig gilt, 
dass es nicht ausreicht, allein die Zuwanderung aus und die Anwerbung in Drittstaaten 
in den Blick zu nehmen. Die Menschen müssen auch bei uns bleiben wollen. Der Erfolg 
von Integration wird durch eine gute Anwerbungs- und Einwanderungsstrategie bei 
ausländischen Fachkräften zwar gefördert, letztlich entscheidend für den Erfolg ist 
aber die Integration vor Ort, auch über die Arbeit in den Betrieb. Hier zeigt das Hand-
werk seine Integrationsleistung, auch bei der Integration von Geflüchteten. 

Ein paar Zahlen: Inzwischen gibt es bei jedem vierten bis fünften neuen Ausbildungs-
vertrag einen internationalen Hintergrund. Laut IT.NRW ist die Zahl der ausländischen 
Auszubildenden im NRW-Handwerk allein zwischen 2013 und 2022 um knapp 72 % 
gestiegen. Die Gesamtzahl der Auszubildenden hingegen ist in diesem Zeitraum um 
9,3 % gesunken. Der Anteil der ausländischen Azubis an allen Auszubildenden stieg 
somit von 7 % in 2013 auf 13,2 % in 2022. Ein Blick auf die Zahlen von 2024 – das 
sind die aktuellsten, die ich habe –: Über 10.000 Auszubildende im Handwerk in NRW 
hatten eine ausländische Staatsangehörigkeit. Die drei am häufigsten vertretenen Her-
kunftsländer waren Syrien mit über 2.000, Irak mit knapp 1.000 und die Türkei mit 630. 

Damit ist klar, dass die Ausbildung und Beschäftigung von Menschen mit Migrations-
hintergrund im Handwerk nicht mehr nur eine Zukunftsoption, sondern bereits heute 
ein fester Bestandteil, eine tragende Säule der Fachkräftesicherung ist. Ohne auslän-
dische Fachkräfte könnten wir heute schon zumachen. Ich sage hier ganz offen, wie 
es ist. 

Warum funktioniert Integration im Handwerk vom Grundsatz her gut? Von jedem 
Grundsatz gibt es natürlich auch Ausnahmen, aber wir glauben, dass es insbesondere 
daran liegt, dass im Handwerk gemeinsam gearbeitet und der Mensch mit seinem 
Können, seinem Wissen und seiner Persönlichkeit im Mittelpunkt steht. Unsere Be-
triebe sind überwiegend kleine und mittlere Unternehmen. Über 80 % von ihnen be-
schäftigen weniger als zehn Mitarbeiter, viele von ihnen sogar weniger als fünf. In-
tegration ist hier also keine abstrakte Aufgabe, sondern im Team, im Kundenkontakt, 
im Alltag gelebte Praxis. Damit ist das Handwerk nicht nur die Wirtschaftsmacht von 
nebenan, sondern ein wichtiger Integrationsmotor, der zeigt, dass gelingende Integra-
tion auf die Leistungsfähigkeit von Wirtschaft und Gesellschaft einzahlt. Das ist die 
positive Seite, die ich Ihnen natürlich nicht verschweigen möchte. 

Klar ist aber auch, dass wir vor Herausforderungen stehen. Wir haben heute weder 
auf Bundes- noch auf Landesebene durchgängig planbare Prozesse für unsere Be-
triebe. Erwerbsmigration bzw. die Beschäftigung von Fachkräften mit ausländischem 
Pass bringen Komplexität und Fragmentierung mit sich. Es geht nur langsam voran, 
es ist für die kleinen und mittleren Unternehmen nur schwer plan- und kalkulierbar. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 30 - APr 18/1270 

IntA (55.) (ö.) 08.07.2026 
TOP 1 gemeinsam mit: bas 
HFA (99.) (ö.); UA P (54.) (ö.); IA (78.) (ö.); AGF (43.) (ö.) 
 
 
Das gilt für die gesamte Prozesskette von der Rekrutierung im Ausland bis zur Integra-
tion im Betrieb. Nachfolgend Rückmeldungen aus der Praxis, also wirkliche O-Töne: 

 Visaverfahren dauern zu lange. 

 Einreisen sind terminlich nicht planbar. 

 Vorgehaltene Wohnungen stehen leer, weil sich die Einreise immer weiter ver-
zögert. 

 Überlastete Ausländerämter sind mit dem Ausstellen von Folgeaufenthaltstiteln 
überfordert. 

 Berufsbegleitende Deutschförderung ist schwer organisierbar. 

 Verwaltungsdeutsch überfordert nicht nur internationale Fachkräfte, sondern 
gleichfalls Betriebe. 

 Eine Auslegung von Kann-Regelungen findet häufig nicht im Sinne der Antrag-
stellenden statt. 

Immer wieder sind Betriebe überfordert, wenn Aufenthaltsfristen ablaufen, obwohl Ar-
beitsverträge vorliegen, und sie keine Möglichkeit haben, zuständige Stellen zu errei-
chen. Das trifft das Handwerk natürlich besonders hart. Da die Betriebe so klein und 
überschaubar sind – das hatte ich vorhin schon gesagt –, gibt es weder HR noch Jus-
tiziariat oder sonst irgendjemanden. Es gibt einen Meister, und häufig ist es seine Frau, 
die das Büro macht und sich am Wochenende darum kümmern muss. Das funktioniert 
nicht. 

Deshalb sind wir gemeinsam mit der Landesregierung und insbesondere mit dem hier 
anwesenden Ministerium in vielerlei Hinsicht aktiv, um Fachkräftepotenziale zu er-
schließen. Ich darf Ihnen einige Beispiele nennen: 

Wir sind seit vielen Jahren am Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung – IQ“ 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales beteiligt. Da geht es unter anderem 
um die Beratung bei der Anerkennung ausländischer Abschlüsse. Das zielt übrigens 
nicht nur auf das Handwerk ab, vielmehr machen wir auch Verweisberatung mit Blick 
auf die anderen Akteure. Es gibt Begleitung bis zur beruflichen Anerkennung, Qualifi-
zierung und Integration. Es ist also eine zentrale Brücke zwischen Qualifikation und 
Arbeitsmarkt. 

Ganz aktuell kann ich Ihnen berichten vom Aufbau des Welcome Centers KMU – Rhei-
nisches Revier, gefördert vom MAGS. Hier geht es um die Unterstützung von Betrie-
ben und internationalen Fachkräften, die Begleitung beim Ankommen und Bleiben. 
Das ist ein Modell für regionale Integrationsstrukturen. 

Wir als Handwerk sind Fans der FAI NRW, einer internationalen Fachkräfteagentur. 
Wir hoffen hier auf Ansprechpartner für die kleinen und mittleren Betriebe. 

Ein weiteres Projekt, das wir gemeinsam mit dem MWIKE machen, heißt „Fachkräfte-
Brücke Indien“. Im Rahmen dessen werben wir Menschen aus Indien an, die noch 
keine Fachkräfte sind und die wir hier in Deutschland ausbilden möchten. 
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Natürlich merken wir auch im Handwerk mittlerweile die schwächelnde Konjunktur. Es ist 
nicht so, dass uns die Bewerberinnen und Bewerber aus den Händen gerissen würden. 

Wir vergeben in vielen Kammerbezirken – Frau Schäffer weiß das – den Integrations-
preis Handwerk NRW. Weil wir gerade hier sind, darf ich beispielhaft den Handwerks-
kammerbezirk Düsseldorf herausgreifen. Hier ist die Bäckerei Puppe ausgezeichnet 
worden, die mittlerweile einen Anteil von 47 % bei Azubis mit ausländischer Nationali-
tät hat. Im Fokus dieser Auszeichnung stand eine Kollegin mit persischen Wurzeln, die 
im Jahr 2016 als gelernte Reisekauffrau aus Iran nach Düsseldorf kam. Mittlerweile ist 
sie Konditormeisterin und leitet die Konditorabteilung. Wer schon einmal Puppe-Ku-
chen gegessen hat, weiß, dass der gut ist; wobei natürlich jeder handwerklich ge-
machte Kuchen gut ist. 

(Heiterkeit von Ministerin Verena Schäffer [MKJFGFI]) 

Wir sind auch auf der Ebene der Gesetzgebung unterwegs. Auf Bundesebene ist für 
unserer Klientel das BQFG wichtig, außerdem das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
und ganz aktuell das Berufsbildungsvalidierungs- und -digitalisierungsgesetz. Wir ha-
ben auch eine Servicestelle, um beraten zu können. 

Um das Handwerk für Menschen mit Migrationshintergrund attraktiv zu machen – auch 
wenn das auf den ersten Blick vielleicht nichts mit Integration zu tun hat –, brauchen 
wir auch attraktive Ausbildungszentren, Berufsbildungszentren. Hier ist schon einiges 
getan worden, aber wir haben in Nordrhein-Westfalen einen Investitionsbedarf von ca. 
1,3 Milliarden Euro. Das ist die Zahl von 2023, und seitdem ist es nicht billiger geworden. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Sollten Sie Fragen haben – gerne. 

(Beifall) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Herr Dr. Hartmann, herzlichen Dank dafür, dass Sie 
dargelegt haben, wie wichtig ausländische Arbeits- bzw. Fachkräfte im Handwerk sind 
und wie wenig funktionieren würde, wenn wir in diesem Land nicht große Offenheit 
praktizieren, Menschen integrieren und ihnen Lebensperspektiven geben würden, sei 
es im Handwerk oder in anderen Bereichen. Auf ein paar der Herausforderungen, die 
Sie angesprochen haben, werden wir jetzt sicherlich eingehen. 

Peter Blumenrath (CDU): Sehr geehrter Herr Dr. Hartmann, vielen Dank für den span-
nenden Einblick. – Sucht man außerhalb des deutschen Handwerkermarkts, also im 
Ausland, nach jemandem mit einer dreigliedrigen Ausbildung, wird es schnell kompli-
ziert und man kommt über Österreich kaum hinaus. Insofern muss man immer prüfen – 
was sehr komplex ist –, inwieweit den deutschen Standards entsprochen wird. Schnel-
ler findet man natürlich Menschen, die einfach Lust haben, zu arbeiten. Das sind viel-
leicht keine Fachtechniker, aber sie stemmen etwas und beschweren sich nicht, wenn 
ihre Schuhe dreckig werden. Das sind also motivierte Menschen, die sich hier eine 
Perspektive eröffnen wollen. 
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Viele Menschen sitzen in den Landesunterbringungseinrichtungen. Es gibt ein Pilot-
projekt, mittels dessen wir prüfen, ob sich dort Potenzial feststellen lässt, es also Men-
schen gibt, die etwas Sinnvolles machen und mit Holz oder Metall arbeiten oder das 
Bäckereihandwerk ergreifen wollen. Inwieweit würden Sie es begleiten, wenn wir ein 
solches Modell in den nordrhein-westfälischen Landesunterbringungseinrichtungen 
ausrollen würden, um einen Potenzialcheck zu machen und herauszufinden, welchen 
Mehrwert diese Menschen für das Handwerk, für die deutsche Wirtschaft hätten? 

Benjamin Rauer (GRÜNE): Herr Dr. Hartmann, vielen Dank für Ihre Ausführungen. 
Das ist wirklich ein wichtiges Thema. – Sie haben sich auch auf Anwerbeverfahren 
bezogen. Ich gehe aber davon aus, dass eher diejenigen Menschen, die schon hier 
sind, die also im Fluchtkontext zu uns gekommen sind, in die Ausbildung, in das Hand-
werk gehen. Da gibt es das Problem, gerade auch für die kleineren Betriebe, dass man 
mit den Ausländerbehörden immer wieder über Aufenthaltsrechte sprechen muss. Wie 
könnte den Handwerksbetrieben, den Ausbildungsbetrieben mit Blick auf die Zusam-
menarbeit mit den Ausländerbehörden geholfen werden? Wie könnte da etwas ver-
bessert werden? 

Thomas Nückel (FDP): Vielen Dank für Ihre wichtige Arbeit. – Das Projekt im Rheini-
schen Revier beginnt im Juli. Was genau wird da gefördert? Brauchen Sie noch per-
sonelle Kapazitäten für Anwerbeaktionen? Wird beispielsweise vor Ort in Indien ange-
worben? 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Herzlichen Dank, Herr Dr. Hartmann, für Ihren Vor-
trag. – Zum Teil überschneiden sich meine Fragen mit denen, die schon gestellt wor-
den sind. Wie empfinden Sie die Zusammenarbeit grundsätzlich? Gibt es Behörden, 
die hinsichtlich der Zusammenarbeit mit den Handwerksbetrieben besonders positiv 
oder auch negativ hervorstechen? Existieren Best-Practice-Beispiele, von denen Sie 
sagen würden, dass das eigentlich ausgerollt werden müsste? Oder hapert es im Ge-
genteil irgendwo ganz besonders, etwa was Anerkennungsverfahren angeht? Gibt es 
allgemeine Erfahrungen dazu, wie man Jugendliche mit Integrations- bzw. Zuwande-
rungsgeschichte ansprechen und für das Handwerk begeistern kann? 

Dr. Florian Hartmann (Westdeutscher Handwerkskammertag): Die kurze Antwort 
auf die Frage von Herrn Blumenrath danach, wie es um – ich sage es mal auf Fach-
chinesisch – die Potenzialfeststellung in Landesunterbringungseinrichtungen steht, 
lautet: Sehr gut, zumindest dann, wenn die Menschen auch hier bleiben und arbeiten 
können. 

Zur Frage danach, was wir uns im Kontext von Flucht bzw. Anwerbeverfahren von 
Ausländerbehörden wünschen würden: Ich weiß, dass die Ausländerbehörden Bun-
desrecht vollziehen. Wichtig für uns ist Verlässlichkeit, dass also gleichförmige Ermes-
sensentscheidungen getroffen werden. Gut ist außerdem ein offenes Ohr, sodass man 
mit den Behörden vor Ort sprechen kann. Das ist gerade für unsere Betriebe sehr 
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wichtig. Insofern stehen wir den Bestrebungen des Bundes nach einer Work-and-Stay-
Agentur mit gemischten Gefühlen gegenüber. Für uns ist es nämlich wichtig, dass wir 
auch Ansprechpartner in Nordrhein-Westfalen haben. 

Zum Rheinischen Revier: Unser Projekt läuft ja schon. Was wird gefördert? Es geht 
nicht darum, nach Indien oder wohin auch immer zu fahren, um Anwerbungen zu be-
treiben, sondern vielmehr darum – der Name „Welcome Center“ besagt es schon –, 
eine Willkommenskultur zu schaffen. Außerdem geht es darum, einen Ansprechpart-
ner für die Betriebe vor Ort, für die Menschen, die schon hier sind, zu haben. 

Es gab außerdem noch die Frage, wie wir Jugendliche mit Zuwanderungsgeschichte 
für das Handwerk begeistern können. In Ländern wie beispielsweise Syrien, Afghanis-
tan, Irak hat das Handwerk lange nicht einen solchen Stellenwert wie bei uns in 
Deutschland. Das liegt auch daran, dass es dort keine duale Ausbildung gibt, eigentlich 
überhaupt keine formalisierte Ausbildung. Vielmehr ist es häufig so, dass man einfach 
mitläuft, und irgendwann kann man es dann oder eben nicht. Ich will das nicht verall-
gemeinern, aber Eltern, die sich zum Beispiel aus Syrien auf den Weg gemacht haben, 
sagen im persönlichen Gespräch häufig: Jetzt sind wir schon mal hier, jetzt soll er 
Rechtsanwalt oder Arzt und sie Lehrerin werden. – Gerne. Aber ich glaube, es muss 
Gelegenheit geben, in den Schulen, da, wo es viele Menschen mit Zuwanderungsge-
schichte gibt, noch mehr für das Handwerk werben zu können. 

Gönül Eğlence (GRÜNE): In Statistiken wird meist nur erfasst, wer einen ausländi-
schen Pass hat. Die Zahl ist aber natürlich ungleich höher, wenn man deutsche Staats-
bürger*innen mit sogenanntem Migrationshintergrund einbezieht. 

Im Kommunalen Integrationsmanagement haben wir mit den Lenkungsgruppen For-
mate, in denen Jobcenter, Ausländerbehörden, Integrationszentren etc. zusammensit-
zen. Was könnte den Handwerkskammern helfen, um mit Blick auf die Ausländerbe-
hörden, die ja auch KIM-Stellen haben, in eine bessere Kommunikation zu kommen? 

Im Zusammenhang mit jungen Menschen, egal ob mit Migrationshintergrund, Flucht-
geschichte oder ohne, gab es zumindest in der Vergangenheit spannende Versuche. 
Ich weiß, dass viele Handwerkskammern in NRW da vorbildlich unterwegs sind. In 
bestimmten Herkunftsländern haben Eltern noch eine spezielle Rolle bei der Berufs-
wahl ihrer Kinder. Gibt es Überlegungen, nicht nur über die Schulen, sondern auch 
über die Eltern zu gehen und sie durch Ansprache für das duale Ausbildungssystem 
in Deutschland zu gewinnen? Das ist ja schließlich einmalig, und sogar unsere euro-
päischen Nachbarn schauen deshalb – zu Recht, wie ich finde – mit Neid auf uns. 
Könnte es also eine Herangehensweise sein, über die Eltern Aufklärungsarbeit zu be-
treiben? 

Volkan Baran (SPD): Vielen Dank auch von meiner Seite für den Vortrag. – Ich 
glaube, dass ich über die Qualität des dualen Ausbildungssystems nicht zu sprechen 
brauche, da diese allen bekannt ist. Es liegt aber eine Diskrepanz vor, die ich in mei-
nem Kopf nicht zusammenbringen kann: Einerseits gibt es gerade im Handwerksbe-
reich viele Betriebe, die sich beklagen, dass sie keine Nachwuchskräfte bekämen; 
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andererseits gibt es viele Jugendliche, die nicht einmal Fluchterfahrungen gemacht 
haben, aber vielleicht Enkel von Gastarbeitern sind und reihenweise Absagen bekom-
men, obwohl sie gute Abschlüsse haben. Von daher das Angebot: Wenn es im Raum 
Dortmund irgendwo offene Ausbildungsplätze gibt, bin ich gerne bereit, dort interes-
sierte Jugendliche hinzuschicken. Wie schaffen wir es also, diese Diskrepanz aufzulö-
sen? Es ist bemerkenswert, dass sich Jugendliche bei Handwerks- bzw. IHK-Betrieben 
auf offene Stellen bewerben und abgelehnt werden, die Stellen im Internet aber da-
nach weiterhin ausgeschrieben sind. Das kommt leider sehr häufig vor. Es ist ja gut, 
dass um Menschen mit Fluchthintergrund stark geworben wird. Es gibt aber auch sehr 
viele Menschen, die in der dritten oder vierten Generation hier sind und Ausbildungs-
plätze suchen, aber reihenweise Absagen bekommen. Gibt es Maßnahmen, um dem 
entgegenzuwirken? Bei den Eltern anzusetzen, ist wohl eher keine Lösung, da die hier 
sozialisiert worden sind und wissen, dass das Handwerk goldenen Boden hat. Mich 
interessiert also, warum man Jugendliche, die keinen Ausbildungsplatz finden, und 
offene Ausbildungsplätze nicht matchen kann. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Da Dortmund ja bekanntermaßen ein Vorort des 
Sauerlandes ist, weise ich darauf hin, dass im Kreis Olpe 50 % der Ausbildungsplätze 
noch zur Verfügung stehen. 

(Silvia Gosewinkel [SPD]: Da kommt man so gut hin! Mit dem Fahr-
rad! – Heiterkeit) 

Dr. Florian Hartmann (Westdeutscher Handwerkskammertag): Ich fange an mit 
der Frage nach der Zusammenarbeit bzw. nach KIM: Auf Einzelheiten kann ich nicht 
eingehen, ich kann aber etwas zu Dingen sagen, von denen ich selbst betroffen bin. 
Wenn die Zusammenarbeit mit den KIM-Strukturen vor Ort so gut wäre wie unsere 
Zusammenarbeit als Handwerkskammern mit dem Ministerium, dann wäre alles super. 
Bei unserem Projekt im Rheinischen Revier merken wir, dass es dann gut läuft, wenn 
man sich untereinander vernetzt und an einem Strang zieht. Das ist so wie überall. 

Was das Erreichen von Eltern mit Migrationshintergrund angeht: Sie kennen vielleicht 
die ikonische Werbekampagne des Handwerks von vor vielen Jahren mit einem Pla-
kat, auf dem so etwas stand wie: Das Einzige, was zwischen dir und einer Ausbildung 
im Handwerk steht, sind deine Eltern. 

(Heiterkeit) 

Das gilt für Menschen mit und ohne Migrationshintergrund. Das müssen wir also auf 
jeden Fall angehen. Ich glaube übrigens, am besten funktionieren Vorbilder, auch bei 
den Eltern, dass also diejenigen, die eine Ausbildung gemacht haben, in ihrer Hood, 
in ihrer Bubble oder wo auch immer davon erzählen, dass das eigentlich ganz gut ist. 

Herr Baran – Sie haben uns vor Kurzem ja freundlicherweise besucht – , danke für das 
Angebot in Sachen Dortmund. Was die nicht besetzten Ausbildungsstellen angeht, 
kommt es gar nicht auf einen etwaigen Migrationshintergrund an, das gilt auch für 
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diejenigen, deren Vorfahren schon seit 100 Generationen hier sind: Die Ausbildungs-
reife ist in den vergangenen Jahren – wenn ich das so sagen darf – nicht besser ge-
worden. 

(Heiterkeit) 

Deshalb sind Stellen unbesetzt. SHK, Kfz-Mechatroniker – das macht man nicht mal 
eben so. Dabei geht es wie gesagt nicht um einen etwaigen Migrationshintergrund, 
sondern vielmehr um Lesen, Schreiben, Rechnen. Das wird leider nicht besser, und 
das gilt übergreifend, auch bei – in Anführungszeichen – unseren eigenen Jugendli-
chen spüren wir diese Schwächen. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Vielen Dank, Herr Dr. Hartmann, für Ihre Ausfüh-
rungen. Wir könnten das jetzt noch weiter diskutieren, werden das an der einen oder 
anderen Stelle sicherlich auch fortsetzen. Einige der Kolleginnen und Kollegen sind ja 
auch schon bei Ihnen gewesen. Wir alle stehen im regen Austausch miteinander. Das 
ist gut, das ist richtig, das ist wichtig. Ich freue mich, dass Sie heute hier gewesen sind 
und ein bisschen von Ihrer konkreten Arbeit berichtet haben. 

(Beifall) 

Dr. Florian Hartmann (Westdeutscher Handwerkskammertag): Danke schön. 
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3 Viertes Gesetz zur Änderung des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes Nord-

rhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/19715 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Integrationsausschuss – 
federführend –, den Innenausschuss sowie den Rechtsausschuss 
am 17.06.2026) 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen. 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 37 - APr 18/1270 

IntA (55.) (ö.) 08.07.2026 
TOP 1 gemeinsam mit: bas 
HFA (99.) (ö.); UA P (54.) (ö.); IA (78.) (ö.); AGF (43.) (ö.) 
 
 
4 Umsetzung der GEAS-Reform in Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch 

der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5305 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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5 Beschlüsse der 36. GFMK mit Integrations- und Migrationsbezug (mündli-

cher Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 39 - APr 18/1270 

IntA (55.) (ö.) 08.07.2026 
TOP 1 gemeinsam mit: bas 
HFA (99.) (ö.); UA P (54.) (ö.); IA (78.) (ö.); AGF (43.) (ö.) 
 
 
6 Aktueller Sachstand zu Zugängen, Zuweisungen, Unterbringung und Ver-

sorgung von geflüchteten Menschen in Nordrhein-Westfalen (regelmäßige 
Berichterstattung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5304 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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7 Verschiedenes 

hier: Sitzungstermine 

Der Ausschuss kommt überein, die für den 7. Oktober 2026 ter-
minierte Sitzung nur bei Bedarf durchzuführen und die für den 
11. November 2026 terminierte Sitzung entfallen zu lassen. 

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 

31.07.2026/19.08.2026 
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